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So umfangreich die wissen seil 
literatnr über den con^titutionellen 
so zahlreich die Discussionen sind ü 
die einzelnen staatlichen Organe in 
dennoch auf diesem Gebiete der reo! 
ein weites Peld vorbehalten. Man ks 
gegenwärtig kein Theil der Eechts 
das Völkerrecht atisgenommen — m 
nöthiger hat, als das Staatsrecht. Xn 
historische Specialuntersuchung kan 
statte des alten jus naturae et genttu 
zeuguDg eindringen, dass auch hier 
denes ist, dass nicht abstracte Theor 
ausschliesslich solche es waren, den 
Revolution die neue Ordnung der Dil 
fast unvermittelt eingeführt wurde, : 

Es ist meine Aufgabe, im Folge: 
Entwiekelnng eines der wichtigsten 
Staates darzustellen. Fast möchte i 
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0. 

^<^; : ; leitet sein, das alles darüber zu Sagende bereits gesagt sei. 

Und dennoch ist die Entwicielungsgeschichte des Ministeriums 
im Zusammenhange bis heute noch nicht geschrieben worden. 
Wohl besitzt die Literatur schätzenswerthe Arbeiten über die 
Ausbildung des Ministeriums in dem einen oder dem anderen 
Staate, auch flüchtige Ueberblicke über die allgemeine Ge- 
schichte seiner Gestaltung ^), endlich Untersuchungen über 
Specialfragen, so vor Allem über die Ministerverantwortlich- 
keit. Aber eine Darstellung, welche die geheimen Fäden auf- 
deckt, die den inneren Zusammenhang der einzelnen im Mini« 
sterium verkörperten Momente leiten und die innere Fortbil- 
dung derselben durch die Wechselwirkung der verschiedenen 
Staaten nachweist, ist bis heute nicht vorhanden. 

Das Ministerium im constitutionellen Staate kann von 
zwei Gesichtspunkten aus betrachtet werden. Es ist erstens 
die Gesammtheit der obersten Verwaltungsinstanzen und 
zweitens das verfassungsmässige Organ des Monarchen zur 
Ausübung der Regierung. Es bietet demnach eine verwaltungs- 
und eine verfassungsrechtliche Seite dar. Ich werde daher so- 
wohl die Entwickelung der Ministerialverwaltung als die Ent- 
stehung und Ausbildung des Ministeriums als verfassungs- 
mässigen Organes der Staatsgewalt darzulegen haben. Die 
herrschende Ansicht geht zwar dahin, dass beide Seiten des 
Ministeriums nur im Zusammenhange mit einander zu ver- 
stehen seien, dass die eigenthümliche Gestaltung der admini- 
strativen Centralbehörden des Staates und die eigenthümliche 
Stellung der Minister als Staatsbeamte in engem Contacte mit 
der verfassungsmässigen Position derselben stehen, dass beson- 
ders der Grundsatz der constitutionellen und parlamentarischen 
Verantwortlichkeit der Minister der Ministerialverwaltung ihr 
specifisches Gepräge aufgedrückt habe. Ich werde jedoch nachzu- 
weisen versuchen, dass in vielen wichtigen Punkten die verwal- 
tungs- und verfassungsrechtliche Stellung der Minister sich 
ziemlich unabhängig von einander ausgebildet haben^ dass man 
das Gewordene oft aus anderen, als den historisch nachweisbaren 
Gründen gerechtfertigt hat, sei es, dass man den Vorgang des 



*) Das Beste nnd Geistvollste bei L. y. Stein, Die yoUziehende Ge- 
walt. 2. Anfl. I. S. 247 ff. 
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Werdens nicht bannte, sei es, dass man aus poHtiscl 
ihn nicht sehen odar gar, dasB man ihn verdecbei 
' Ich wende mich zuerst der Beantwortung 
nach der Entwickelung des Ministerialsystems als 
die Organisation der Verwaltung zu. 

II. 

Wenn wir uns in weiten Umrissen die Gfri: 
Verwaltung in allen monarchischen Staaten Europ 
ginne der neueren Zeit bis zum Ende des vorigen J) 
vergegenwärtigen, so linden wir, dass sich überall 
Verwaltungsinstanz ein um die Person des 
versammeltes Collegium herausbildet : das privy 
England, der conseil dn rol in Frankreich, der ge 
später der Staatsrath in Oesterreich, das geheim 
legium in Preussen und Württemberg, das geheim 
in Sachsen, der Rath in Schweden n s. w. In diesi 
haben Sitz und Stimme theils Beamtete kraft ihn 
tbeils Hof- und kirchliche Würdenträger, oftmal 
Prinzen des Herrscherhauses, andererseits aber t 
solcher, die das Vertrauen des Monarchen geniessi 
halb . von ihm ohne Rücksicht auf eine amtliche 
den geheimen Rath berufen werden. Dadurch wird i 
Rath zu einer zahlreichen Versammlang, so z. 1 
in Oesterreich im Jahre 1681 einundvierzig Mitgl 
England vermag seit den Stuarts oft noch eine gros 
von privy counctllors aufzuweisen. Schon aus dieser 
Setzung und Ausdehnung ergibt sich, dass der gt 
etwas Anderes ist als ein moderner Ministerratb, c 
einigung aller Ressorts, die innere Einheit der gesa 
waltung repräsentiren soll. Er ist nicht der Ahnherr i 
rathes, sondern vielmehr des Staatsrathes, wie er als 
Behörde noch heute in mehreren Staaten esisti 
genommen hat er keine selbständige Stellung geg 
Monarchen, indem die definitive Entscheidung i 
Kessort des geheimen Rathes fallenden Fragen in 
Hand ruht. Der geheime Rath ist daher rechtlio 
sein Name besagt, eine den Monarchen berathendt 

*) B idermann, Geschichte der öaterr. Geeammtstaatsii 
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Alle seine BescMüsae werden als vom Landeaherrn au8- 
l angeaehen. Ein Ueberrest jener alten Anacbauung ist 
im heutigen englisclieii Staatsrecht vorhanden, indem 
I die wichtigeren Beschlüsse des Cabinets nicht von 
, sondern vom Mng in Council, vom König nach An- 
t des geheimen Raths ausgehen, 

n einzelnen Zweigen der Verwaltung bildet sich aller- 
schoß in dieser Periode eine gewisse Central isation 
, die flieh in der Schaffung von Centralstellen mit saeh- 
38chränktem Wirkungskreis äussert. Ein Cabinetsmini- 
n, eine geheime Staatskanzlei oder wie immer der nr- 
[liche Name des Ministeriums des Aenssem lautet, besorgt 
lieealich die auswärtigen Angelegenheiten. Mit der Aus- 
g der stehenden Heere entwickelt sich eine oberste 
ibehörde für das ganze Staatsgebiet. Die Verwaltung 
.aatsdomänen und fürstlichen Einkünfte gibt Anlass zur 
tung einer Hofkammer oder wie sonst die oberste 
istelle heisaen mag. Die Justizboheit des Landesherrn 
sich in der Schaffung oberster Gerichtsinatanzen und 
är JustizveiwaltungsbehÖrden. Allein in vielen Verwal- 
;weigen kommt es gar nicht za einer sachlichen Trennung 
issorts. Dem Staat mit seinem im Wachsthum begriffenen 
ismus steht nämlich fast überall der wohlauagebildete 
Ines ständischen Behördensystems gegenüber. . Ausserdem 
ie Provinz ihre eijienthümlichen verbrieften Rechte, ihre 
ierheit in Justiz, Finanzwesen und innerer Verwaltung, 
traten am Hof des Fürsten neben die wenigen Central- 
len dieser Epoche höchste ProvlncialbebÖrden für die 
imtheit der nicht diesen Centralstellen zugewiesenen 
jgenheiten. So werden in Oesterreich die vereinigte 
ich-oster reichische, die ungarische, die sieben bürgische 
nzlei errichtet, in Preussen ein oatpreussiaches und 
sches Ministerium. Aber auch in den centralisirten 
:ts ist von innerer Einheit keine Rede. So stehen in 
ien neben den Centralstellen die Fiscalate zur Ueber- 
ng der TJnterbehörden '), in Oesterreich unter Maria 

) B 1} n n e , Das StaalBrecht der prensBischen Monarchie. 3. Aufl. H. Bd. 

. S. 52. 
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Theresia neben dem Dircctorium in 
ralibus für einzelne Zweige der Finai 
die sich „in der irrationellaten 1 
waltang der öffentlichen Ausgabe 
casaen theilten". *) Ferner kommeii 
Ressort vor, wie es z. B. in Pre 
Justizminister gibt, die dann die 
unter sich vertheilen. '-) 

Ea stehen also bezüglich de 
Central- und Provincialsystem unv 
wie andererseits staatliche und stän 
durchkreuzen, ohne zu innerer Ei 
Das planmässige Neue wird übera 
Herkommen ruhenden Alten durch 
geblich in dem Gewirrs der Verwa 
Ordnung sucht. 

Die Einheit der Verwaltung 
Monarchen verkörpert. ") Die Aemt 
meinsame, die Gegensätze ausgleic 
fördernde Instanz zusammen, wie i 
ist, sondern sie laufen nebeneinand 
die für das eine gelten, irgendwie 
denen der anderen gesetzt za wert 
arcben selbst ist es, den unumgäng 
der verschiedenen Behörden her: 
Cullisionen zu verhüten. Daher i 
dem Detail der Verwaltung beschä 
Sprache des 19. Jahrhunderts zu 
slerium sein. 

Als oberstes Princip für die Bt 
geachäfte gilt in den meisten Stt 
Es entscheidet in den Central- und 
wie in den Mittelinstanzen, nicht i 
Collegium. Der Amtavorsteher glei( 

*) Hock-Bidermann, Der üsterre 
Seite 8- 

^) BBedb a. a. 0. S. 55. 

') Vgl. P&zl im Staats wörterh och vo 
L S. 212. 
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nen Minister, sondern vielmehr dem Präsidenten eines 
itshofes. In dieser genehtsmässigeu Organisation liegt 
)h ein bedeutender Reclitsschutz in einer Zeit, welche 
- und Verwaltuugssaoben nicht durchgreifend zu scheiden 
nd. ') Neben diesem Vorzug aber bringt das CoUegial- 
a einen schleppenden Gang in die Erledigung der Ge- 
e und wag an Hecbtssicberheit durch dasselbe gewonnen 
geht oft durch Langaamkeit wieder verloren. 
Das sind im Grossen und Ganzen die Yerwaltungs- 
len, welche — mit grösseren oder geringeren Abwei- 
en in dem einen oder dem anderen Staate — bis 178^ 
iropa herrschend sind. Die gewaltige Erschütterung, 
a in diesem Jahre die Welt zu durchbaben beginnt, 
; den alten Staat und mit dem anden rSgime auch das 
/'erwaltangssytem zu Ealle. Aber Frankreich ist nicht 
ie Macht, welche das Alte zerstört, sondern auch die, 
e das Neue aufbaut. Die Geschichte der Organisation 
erwaltungsbehörden in ganz Europa seit der ^Revolution 
ur zu verstehen, wenn man die innere Entwickelung 
ireichs mit prüfender Aufmerksamkeit verfolgt. Von 
xeich geht der Anstoss aus, der die Neugestaltung der 
altung in ganz Europa hervorruft. Dieser Anstoss wird 
von den verschiedenen Staaten je nach ihrem indivi- 
:n Charakter aufgenommen und fortgepäanzt , aber keiner 
ich ihm zu entziehen vermocht. 

Auch die französische Verwaltung vor der Revolution 
den von uns geschilderten Typus an sich. Um die Person 
önigs schaart sich der conseil du tm. Derselbe zerfällt in 
äectionen. Die erste ist der comeü d'en haut oder des 
es itrangeres für die auswältigen Angelegenheiten. Nur 
in diesen berufen war, führte den Titel eines miniatre 
*) Die zweite Section ist der conseü des d^pSchea für 
i Verwaltung , die dritte der conseil royal des finances, 
ierte der eonseil des parties oder consetl priv6 für Kechts- 
igkeiten, endlich seit 1730 der comeil royal de commerce. 
Bsen Conseils, denen der König präsidirt und deren Be- 

') H. Schalls, Dentscliea Stailsrecbt I. 9. 303. 

>•) Warnküüig n. Stein, Fraozäaische Bechisg«scbicbte I. S. 517. 
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Schlüsse von ihm ausgehen, werden die wichtigsl 
angelegen heiten erledigt. Für die laufenden G-es 
Staatssecretäre bestellt, und zwar vier an der Za 
sprünglich die G-eschäfte nach Provinzen und Län 
sieh getbeilt halten '), später jedoch — unter Ludw 
selbständige Ressorts angewiesen bekamen, die jedi 
wegs mit denen der conseih zusammenfielen. Es g 
einen Staatssecretär des Auswärtigen , einen für ( 
für den Krieg und endlich für das königliche Hau 
Clerus. '<•} Ausser den Staatssecretären fungirten a 
Verwaltungsheamte der Kanzler, dem Range und 
der Bedeutung nach der höchste Staatsbeamte F 
dessen Ressort ungefähr dem heutigen Justizn 
analog war, und der aurintendant des finances, spä 
1653 — der conträl-Mr giniral, der Chef der Finanzver' 
Diese sechs obersten Beamten sind in ihren Resson 
abhängig vom conseil du rot, sie haben keine direct 
und sind auch nach unten bin mannigfach einj 
unterscheiden sich also wesentlich von modernen M 
Trotz der wachsenden Stärkung der Centralg 
unter dem ancten rigime bis zuletzt noch Reste p 
Selbständigkeit erhalten , vor Allem in den pays 
ihre Provinzialstfinde" bis zur Revolution bewahre 
Provinzialverwaltung ein specifisches Gepräge a 
Auch die Verwaltung in den paya d'Mection bildet 

") Suhäffner, Geschiclite der Hechts verfass an g Frankrei 

"^ Waruköuig and Stein I. S. 521. 

") BUds. S. 523. 

'") Daraate, Hieloire de VadniaiiatraHon en France I. p. 
Unterscliied zwiacben deo StiialsaeeretärKn des ancitn rigi-ne nnd 
Ministern folgendermftaaaon bervor; „Lear poaeoir n'Aait pas au 
Celui dt> TninUtrei aclueU: ili bs /aUaietit quexecuter le» d^aitti 
et U$ volimlet royatei. Ili n'exereaient done jamaU qu'une initia 
Comme loule Uht aatoriti Uut venaii du roi , et qae tovi ade m 
cenli l'aete du rui, ili n'avaient aucune rtaponaaldlitd, ou plutSt ii 
que vh-ä-vü du roi aeulr c'ett pour ctla que leur ckarge fut tou 
par eontmünon et jamaii ä täre d'o/ßcs. Enßn la nominatiim 
ne leur appartenait pat: celh det fone/ionnairci lupirieurs ap 
comtila, et celle dei fonctlonnairei infirieuf aux ehefa spicio 
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ir : alte feudale Aemter neben modertten staatliclien, 
intlieiluiig der Provinzen nach den Sprengein der 
len Behörden , die nnsystematiach nebeneinander 
Dem Tieferblickenden wird freilich schon unter 
der TIeberreste des feudalen Staates die kom- 
dnung der Dinge klar. Mit dem Griffel des 
it Tocqueville den Procesa gezeichnet, der die 
Macht der von der Centralregierung direct ab- 
Organe, der Intendanten und ihrer d4l4gu4s be- 
') Die grosse Umwälzung der Administration, 
der Revolution erfolgt, ist daher trotz der neuen 
ie sie hervorruft, eine Fortbildung in der Richtung 
nzen, welche die französische Verwaltung seit 
'■ aufweist. 

1 man die Wirkung der Revolution auf die Umbildung 
Itung von Grmnd ans begreifen will , muss man 
Allem die gesellschaftlichen Folgen der grossen 
g vor Augen ha,lten. Diese bestehen aber darin, dass 
tischen Verbände, welche unter dem anden rSgime 
len das Individuum und die Staatsgewalt drängen, 
vernichtet werden. Alle jene ständischen Corpora- 
Iche bewirken, daas in vielen Punkten die Staata- 
tweder gar nicht oder nur mittelbar auf die Indi- 
'ken kann, werden bereits von der Constituante in 
ichlagen. Das Individuum steht gleich beim Beginne 
ition auf allen Gebieten der organisirten Gemein- 
direct, ohne Vermittelung der Staatsgewalt gegen- 
ständische Gesellschaft mit ihren bevorrechteten 
icht der auf dem Principe der Rechtsgleichheit auf- 
staatsbürgerlichen Gesellschaft Platz, Um jedes 
stische und daher der neuen Ordnung feindliche 
der neuen Gesellschaft zu ersticken , werden die 
vincialverbände zerrissen und an ihre Stelle die 
snts gesetzt. 

nothwendige Reflex dieser grossen socialen Um- 
it zunächst die definitive Vernichtung gewisser Ver- 
in. Mit der Zerstörung der provinciellen Ver- 

1 regime ft la Hvobuion. r-"" M. Uwe II. eh. II. p. i'.> ff 
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bände und ihrer rechtliclien BeSondemogen ist daf 
System fernerhin unmöglich und das Realaystem, die 
der Staatsgeschäfte ihrer inneren Katur nach in ^ 
Fächer mit einer höchsten Behörde für jedes Res 
Wirkungskreis sich über das ganze Staatsgebie 
das einzig mögliche Princip für die oberste Adi 
So begegnet uns denn schon in der ersten Epoche 
lution, in der kurzen Zeit des constitutlonellen ] 
ein aus sechs Ressortministern bestehendes Mini 
höchste Verwaltungsinstanz. Das Decret vom 2' 
25. Mai 1791 bestimmt, dass die Yollziehung dun 
sterium erfolge, welches aus einem Minister der 
Innern , der Finanzen (des contributiona et des reve 
des Krieges, der Marine und des Aeussem bestel 
das erstemal in der Geschichte, dass das Princip 
theilung in der Administration vollständig durchg 
das erstemal, dass Minister in dem verwaltungsrecht 
des Wortes dem Monarchen zur Seite treten. 

Aber noch ist Vieles unklar in der Stellung 6 
in der Organisation ihrer Departements, was in d 
der sterbenden Monarchie auch nicht geklärt wer 
Kurze Zeit treten die Minister an die Stelle des a 
Königs '^) , um dann unter der Herrschaft des Con 
lieh zu verschwinden. Die nur allzureichen Erfal 
ganzen Revolution waren nöthig, um die Erkenntniss i 
Organisationsprincipien der Administration herl 
Mit einem Sprunge war man nämlich in die un 
Selbstverwaltung des Departements, Districts und d' 
hinüber^eeilt. Alle Beamte der Territorial- und Local 
waren gewählte und daher von der Centralregii 
hängige Beamte; „Totts les mutcles du pouvoir 
tranchSt",'^) D>?m Könige war zwar das Recht 
gesetzwidrige Verfügungen der unteren Instanzen 
und die gewählten Functionäre derselben zu suspe 
definitive Entscheidung über die Rechtsbestäm 

'") Art. IV bei H 6 1 i e. Les comtitutimw de la France. P^r 
'*) Gesetz vom 10. Ängaat 1792. HSlie. p. 329. 
") Taine, Lei arit/inei de la France conlemporaine. La 
p. 3i'i2, Ygl. daselbst die anschaiilicbe Sufaildernag der Desorganisat 
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letzteren Massregel sollte jedoch dem corps Ugislatif gehören. ^'*) 
Der alte Einheitsstaat hatte sich in eine Conföderation einer 
unabsehbaren Menge souveräner Körperschaften aufgelöst. Die 
Minister, die keine von ihnen abhängigen Organe hatten, waren 
in ihrer Sphäre ohnmächtig und gelähmt, und bald stellte sich 
das Streben ein, der Centralgewalt eine bedeutende Stärkung zu- 
zuführen, indem sonst die crasseste Anarchie aufzutreten drohte. 
In einem revolutionirten Lande, wo jeder Action von oben eine 
starke Reaction von unten entgegengesetzt wird, muss die 
Regierung im Stande sein, ihr Wollen sofort in That umzu- 
setzen, oder sie muss untergehen. Daher arbeiten nach dem 
Sturze des Königthums die Machthaber des Tages mit den 
schrecklichsten Mitteln. Der , Wohlfahrtsausschuss regiert 
mittelst seiner Comit^s in völlig absoluter Weise mit Ver- 
achtung jeden sittlichen Gebotes, jeder Regung der Mensch- 
lichkeit. Dazu kommt noch, dass bei der Unsicherheit des 
Besitzes der Macht, bei dem Umstände, dass jedes Lüftchen 
die Inhaber der höchsten Gewalt von ihrem Piedestal stossen 
kann, diese durch Intensität des Machtgenusses zu ersetzen 
suchen, was ihnen an Extensität abzugehen droht. Und da 
seit der Revolution noch keine französische Regierung mit 
voller Sicherheit in die Zukunft schauen konnte, so ist das Be- 
streben, so viel Macht als möglich in ihren Händen zu concentriren 
den Inhabern der höchsten Gewalt in Frankreich bis auf den 
heutigen Tag geblieben. Daraus erklärt sich einerseits die 
stricte Centralisation der Verwaltung und andererseits ihre 
Organisation in der Richtung, dass jeder Impuls aus dem. 
Centrum unmittelbar, ohne Widerstand an die Peripherie 
fortgepflanzt wird. 

Schon die Directorialverfassung, in der die unter der Herr- 
schaft der Jakobiner untergegangenen Ministerien wieder her- 
vortreten ^') , bezeichnet gegenüber der Verfassung von 1791 
einen grossen Fortschritt in der Stärkung der Executive. 
Das Directorium ernennt nämlich bei den gewählten Departe- 
ments- und Municipalbehörden einen von ihm absetzbaren 
Commissär zur Ueberwachung derselben ; die Behörden werden 
den Ministern stricte subordinirt, die Regierung kann gesetz- 



**) ConatHution du 3. septemhre 1791^ chap. IV, aecL IL B^lie p. 287. 
") Art. 148—152 der Verfassung vom 5. Fiuctidor an III. H 6 1 i e p. 449 f. 
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und verordnungswidrige Verfügungen der Unterbehörden annul- 
liren. ^®) Noch bedeutender wird die Stärkung der Central- 
gewalt in der Consularverfassung , die schon anfangs nur 
mehr den Schein der Wahl der Functionäre des Departements, 
des Arrondissements und der Commune bestehen lässt. Das 
Gesetz vom 28. Pluviose des Jahres VIII setzt endlich das 
Princip der Ernennung aller Executivbeamten bis herab zum 
Maire fest und führt die bureaukratische Pormirung sämmt- 
licher Verwaltungsbehörden mit Ausnahme der der Rechnungs- 
controle dienenden durch. Damit ist der französischen Ver- 
waltung der Typus aufgedrückt, den sie durch all die so 
wechselvollen Phasen der Verfassungsgeschichte hindurch bis 
auf den heutigen Tag bewahrt hat. 

Einfach und durchsichtig ist der Bau des neuen Staats- 
wesens. Ein Staatsrath als höchste das Staatsoberhaupt be- 
rathende Behörde und Verwaltungsgerichtshof mit collegialer 
Organisation. Als Organe der Vollziehung jedoch eine Anzahl 
von Ressortmiriisterien, die das gesammte Grebiet der Admini- 
stration ohne Rest unter sich auftheilen, diesen subordinirt 
die prifets, sousprefets und maires als ausführende Beamte mit 
dem PräfectuTä-, General-, Arrondissements- und Municipalrath 
als berathende CoUegien für gewisse Angelegenheiten zur 
Seite, daneben die Beamten der besonderen Fachzweige, welche 
unmittelbar von den betreffenden Ministerien abhängen. 

Die Principien, welche der neuen Organisation zu Grunde 
liegen, sind folgende. Die gesammten Functionen der Ver- 
waltung werden derart eingetheilt, dass jede Behörde und 
Staatsanstalt direct oder indirect unter ein Ministerium fällt. 
Die Ministerien sind streng nach dem Princip der Arbeits- 
theilung gegliedert. Es wird also stricte das Central- oder 
Realsystem durchgeführt, wie es bereits in der Verfassung 
von 1791 angebahnt war. Der zweite, zwar schon dem ancien 
rigime nicht fremde , aber erst jetzt völlig klar hervor- 
tretende Punkt ist die principiell bureaumässige Einrich- 
tung sämmtlicher Verwaltungsbehörden vom Ministerium 
bis herab zum Maire. Nicht ein Collegium, sondern ein Indi- 
viduum ist das Subject des Amtes. Alle von der Behörde aus* 



'^) V^l. Art. 191—201, Hilie p. 613 f. 
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gehenden Acte werden als Handlungen des Amtscliefs an- 
gesehen, alle Beamten, die in der Behörde noch neben de na 
Amtschef existiren mögen, sind nur Hilfsarbeiter der Minister, 
Piäfecten u. s. w., welche die einzigen Träger der voll- 
ziehenden Gewalt sind. 

So sehr auch die angemessene administrative Centrali- 
sation, welche die Selbstthätigkeit der Staatsbürger auf ein 
Minimum beschränkt, zu den ärgsten Schattenseiten des fran- 
zösischen Staatslebens zählt, so kann doch nicht geläugnet 
werden, dass die französische Verwaltung in ihrer Art Voll- 
kommenes geleistet hat, weil sie der adäquate Ausdruck der 
neuen Gesellschaftsordnung ist. Der Fehler der französischen 
Administration liegt darin, dass sie alle Verwaltung in Staats- 
verwaltung aufgelöst hatj dass das Gebiet der Staatsverwaltung 
ein zu grosses ist, nicht aber in ihren Organisationsprincipien. 
Indem diese von anderen Staaten aufgenommen werden, wirken 
sie auch zunächst nicht auf die Extensität der Staatsverwaltung. 
Die Selbstverwaltung Englands, Deutschlands, Oesterreichs, 
obwohl nicht ganz unberührt von französischen Ideen, be- 
hauptet und entwickelt sich in unserem Jahrhundert in eigen- 
artiger Weise, aber die Staatsverwaltung steht überall unter 
dem umgestaltenden Einfluss der Staatsordnung, welche der 
erste Consul und der Imperator geschaffen hat. 

Die Principien des Healsystems , der bureaumässigen 
Organisation mindestens der Ministerien — diese allerdings 
mit verschiedenen Modificationen — , die Auftheilung A€v Ge- 
sammtheit der Staatsgeschäfte unter eine Anzahl selbständiger 
Ressorts machen bald nach ihrem Erscheinen in Frankreich 
ihre Propaganda durch die Welt. Sie gestalten im Verlaufe 
weniger Decennien den Aemterorganismus der anderen Cultur- 
staaten völlig um. Nicht auf einmal, nicht immer in sklavischer 
Nachahmung der fremden Vorbilder, sondern oft mit Berück- 
sichtigung und Schonung einheimischer Eigenthümlichkeiten, 
die vor Allem durch die Gestaltung der Selbstverwaltung 
gegeben sind, setzt sich das neue System fest, aber überall 
ist derselbe Grundzug erkennbar. Im Jahre 18^8 — zwei Jahre 
nach Jena — wird durch Stein und Hardenberg der 
preussische Staat reorganisirt und dabei das Ministerialsystem 
in der Organisation der Centralbehörden durchgeführt. Die 
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Rheinbundsstaaten können sich dem 
zösischer Ideen selbstverständlich n: 
berg organisirt bereits 1806, Bayen 
Staatsverwaltung mehr oder weni( 
französische Vorbild. Spanien empf 
von 1812, das Königreich der Niei 
stehuDg 1815 das Ministerialsystem. ] 
bürgert es sich mit dem Fortschritt di 
gedankens auch in den übrigen St 
einer Verfassung ein, indem die Mini 
Theorie des französischen Constitutii 
Gesetzgebnngs- und Controlrechta 
wird. Der letzte continentale Staat, 
bricht, ist Oesterr eich, das zuerst 18^ 
einfuhrt, jedoch erst 1867 bei sei: 
österreichisch-ungarische Monarchie 
des Proyincialsystemes definitiv hinv 
die Staaten mit jungen Constitutio 
ziisische Anregung; selbst das absolut 
beginnt bereits mit dem Ukas vom 2 
führung des neaen Systems. Endlich 
auch das Mutterland des Farlamentai 
ergriffen und befriedigt den Ruf nach 
allmälige Umgestaltung seiner Centn 
talen Prinoipien. '*) 



'") Vgl. A. Todd, On parllanem-aTy . 
p. 177 ff. In Ecglaud Tollzieht sich der üeburg 
System in langsamer , noch keute nicht gän 
Bei Beginn des pstlamcntariscben Begimea ist 
in den alten, bus dem Hittelalter stammende! 
Gneitt, Englische Terfassangageschichte §. i 
existirenieo und im Cabinute sitieaden 0. 
gar niuht oder nur znm Theil die Fanctione 
80 z, fi. der Lordpräaident, der Lord privy sei 
des Herzogthnme Laacaster. Die im 18. Jahrb 
behotden waren unprünglich zum grossen The 
in tinBerer Zeit vollzieht Bich all m AI ig die Um 
BehSriten in bnre antrat is che Ministerien. Ve 
kriegea hervortretende Gebrechen der Verwaltu 
zu dieser Beform -gedräai;t haben, vgl. Tod 
englische C abinet die continentale Idee des Gl 
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Biese letzte Thatsacbe fiiliTt uns zu der Frage nach dem 
lammenliang der Ausbildung der Ministerverwaltnng mit 
1 Grrundsatze der constitutionellen Verantwortlichkeit. 
3 diesem Grrandsatze werden, wie erwähnt, die Organisations- 
icipieu der heutigen Ministei'ien zum groaaen Tbelle ab- 
äitet. So vor Allem wird die bnreaumäsaige Einrichtung 
selben als eine „nothwendige staatarechtliche Conaequenz" 
Stellung der Minister ^"j hingestellt. Der Minister ist 
1 Parlament verantwortlich, deshalb mnsa er entscheiden 
1 befehlen können. Er darf daher nicht an das Votum eines 
leginms gebunden sein und alle ihm unterstehenden Beamten 
jsen ihm unbedingten Grehorsam leisten. In England nun 

die Verantwortlichkeit der höchsten Staatsbeamten vor 
1 Parlament seit dem vierzehnten Jahrhundert praktisch 
bt worden, ohne dass man bis in die jüngste Zeit daran ge- 
ht hätte, das Bureansystem als alleingiltigea durchzuführen, 
in die öegenwart herab wurden wichtige Verwaltungs- 
^ige durch collegiale Comites des geheimen Kaths geleitet, 
l heute noch existiren diese Comites, wenn sie sich anch 
1 "Wesen nach bereits in moderne Ministerien umgewandelt 
ten, in denen ein Einziger die factiache Leitung hat. Ja, 

einer Centralbehörde, der Admiralität, also dem für Eng- 
1 so wichtigen Marin eministerium, hat man bis heute noch 
it mit dem Collegialsystem gebrochen. *i) In dem classischen 
ide der Minjsterverantwortlichkeit tritt also das Bureau- 
tem in den Ministerien am spätesten auf und hat auch jetzt 
b nicht die unbestrittene Herrschaft errungen. In der 
weiz werden trotz der Verantwortlichkeit die ßegierungs- 
chäfte sowohl im Bund als in den Kantonen Von Collegien 
orgt. Die verfassungsmässige Verantwortlichkeit kann dem- 
h mindestens nicht ausschliesslich den Uruud für das 
■eauaystem in den Ministerien abgeben. 

Der tiefere Grund des Bureausystems wird una klar, 
m wir die Entstehung desselben in Erankreicb verfolgen. 

■DDg der Resaortg — in sich aufnimmt, gelit x. B. darang hervor, daas 
aelt 186ä der Präsideot dea board of IraiU — der Handelamluister — 
digea Cabinetamitglied iit. 

"•) H. Schulze, FrenisiKhes Staatsrecht I. S. 261. 
") Todd, II. p. 180. 
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Dort wurde dieses System durchgeführt von einem Manne, 
der von parlamentarischer Controle nichts wissen wollte. So 
wenig Napoleon aber seine Beamten von einer Kammer cou- 
troliren lassen wollte, so sehr war es ihm um die admini- 
strative Verantwortlichkeit seiner Diener ihm gegenüber 
zu thun, um den blinden Gehorsam, der seinen Befehlen ge- 
zollt wurde. Dieser Gehorsam, diese stricte Unterordnung kann 
nur dann mit Sicherheit durchgeführt werden, wenn Ein In- 
dividuum fiir das ganze Amt seinem Vorgesetzten haftet. 
Nur dann kann die Regierung mit Sicherheit darauf rechnen, 
dass jeder ihrer Befehle ausgeführt wird, wenn der Einzelne, 
der an der Spitze der Behörde steht, das Bewusstsein hat, 
dass er gehorchen oder gehen muss. Es- ist der militärische 
Geist, den Napoleon in die Verwaltung eingeführt hat; die 
Minister und Präfecten sollten gehorchen und befehlen 
können, wie der Oberst und der Hauptmann dem Vorgesetzten 
unbedingt gehorcht, dem Untergebenen unbedingt befiehlt. 
Mit lebendigen Worten hat ein Verehrer des Bureaukratismus 
seines Vaterlandes die an eine gut disciplinirte Armee er- 
innernde Wirkung desselben folgendermassen geschildert : 
„In demselben Augenblicke will das Gouvernement, befiehlt 
der Minister, überträgt der Präfect, vollzieht der Maire, 
setzen die Regimenter sich in Bewegung, rückt die Flotte 
vor, erschallen die Glocken, tönen die Kanonen und steht 
ganz Frankreich auf**. ^^) Ausser dem stricten Gehorsam der 
Subalternen aber bedeutet das Bureansystem für die Regierung 
die Freiheit der Action. Wenn der Minister an das Votum 
seiner Räthe gebunden ist, dann kann er seinem Ressort nicht 
die Directive geben, denn er ist ohnmächtig und gelähmt. 
Freiheit der Action für die Regierung, unbedingter Gehorsam 
der unteren Behörden, mit einem Worte: grösstmögliche 
Stärkung der vollziehenden Gewalt ; das sind die Momente, 
welche in Frankreich die bureaumässige Organisirung der 
Verwaltungsbehörden herbeigeführt haben, ^s) Als später der 



♦. . I 



'^) Oormenin, Droit administratif S. 8, citirt bei Richter, Staats« 
und GeseUschaf tsrecht der französischen Revolution U. S. 60. 

^^) V. S t e i n, Vollziehende Gewalt I. S. 252 leitet die französische Orga- 
nisation aas der Verantwortlichkeit ab, jedenfalls im Gegensatze zu der 
historischen Entwlckelang — nicht die Verfassung von 1791, sondern das 
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Constitutionalismus an Stelle des autokratischen Cäsarenthums 
tritt, da erscheint die neue Organisation, welche so viel Macht 
in den Händen der Regierung concentrirt, als ein hochwill- 
kommenes Gegengewicht gegen ein gefürchtetes Machtüber- 
mass der Kammern. Es lässt sich allerdings nicht in Abrede 
stellen, dass das Bureausystem den Kammern die Handhabung 
der Verantwortlichkeit erleichtert, allein dieses Moment wird 
erst nach der bereits vollzogenen Umwandlung des Behörden- 
organismus mit verstärkter Macht geltend gemacht, so dass 
der Gedanke der constitutionellen und parlamentarischen 
Verantwortlichkeit mehr als der Recht fertigungs-, denn als 
der Entstehungsgrund des neuen Systems erscheint. Während 
dasselbe in Deutschland noch im Werden begriffen ist, sind 
es in erster Linie verwaltungstechnische und finanzielle Er- 
wägungen, welche zu seinen Gunsten geltend gemacht werden, 
während die Idee der Verantwortlichkeit noch nicht allzu 
scharf hervortritt.^*). Die neuere staatsrechtliche Literatur 
hingegen fasst ausschliesslich diese Idee ins Auge und ver- 
liert damit den Blick für die so wichtige Thatsache, dass 
der Constitutionalismus begleitet ist von dem stets wachsenden 
Streben der Regierung, den Schwerpunkt des Staatslebens 
gegenüber den anderen Factören des Staates ausschliesslich 
in ihre Mitte zu verlegen. 

Es ist auch unzutreffend, auf die verfassungsmässige 
Verantwortlichkeit den Satz zurückzuführen, dass jede Be- 
hörde direct oder indirect einem Ministerium unterstehen 
muss, weil sonst eine Lücke in der Verantwortlichkeit ent- 



ijiesetz vom 28- Plaviöse, das wenig von der Verantwortlichkeit weiss, welche 
„die Verwaltung der Gesetzgebang" schuldet, ist der Grundstein der fran- 
zösischen Administration. 

^') Vgl. Bülan, die Behörden in Staat und Gemeinde 1836 S 59 ff., 
der S. 62 die Ursachen der französischen Entwickelung richtig begriffen hat 
nnd S. 79 ff. das Bureansystem nur da für „unbedenklich '^ hält, wo grössere 
Garantien gegen Begierungswillkühr als die blosse Existenz^ einer Volksver- 
tretung vorhanden sind. Ein stärkeres Betonen des Verantwortlichkeit»« 
momentes findet sich allerdings schon bei Malchus, Politik der inneren 
Staatsverwaltung I. S. 7 ff. Noch El üb er, Oeffentliches Becht des teutschea 
Bundes 4. Aufl. (1840) § 345 fährt indess nur verwaltungstechnische -Gründe 
ftir die verschiedenen Behördensysteme an und scheint der „zweckmässigen** 
Verbindung von Bureau- und Collegialsystem den Vorzug zu geben. 
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stünde. Kicht diese Lücke, sondern die Gefa 
abhängiges G-lied der Verwaltung die Stärki 
bedrohen könne, hat zur Anfetellung dieses 
das ebenfalls schon von Napoleon verwirklic 
Um die 'Einheitlichkeit der gesammten, 
spaltenen Verwaltung zu erhalten, ist es not 
Contact zwischen den Bessortministern hestehi 
Oesichtspankte der einheitlichen Administ 
sich also , dass die Bessortchefa sich za 
rathe, Staats- oder Gresammtministerium ve 
Diese die Vereinigung der Ressorts repräi 
tution ist nothwendigerweise collegialisch or; 
dem Begriffe des Ministers als des höchs 
ständigen Verwaltungsbeamten widerspricht, 
dem Honarchen natürlich — einen Höherei 
Aber die coUegialische Organisation des Mini 
nur eine bedingte. Einerseits kann der Hini 
cisives Votum fallen , das den Monarchen 
diesem gegenüber haben seine Beschlüsse i 
Charakter, andererseits kann kein rechtliche 
dissentir enden Minister vorhanden sein, sie 
unterzuordnen. Diese Bestimmung allerdin^ 
verfassungsmässigen Stellung des Ministers, 
Gesammtministerium ausgehenden Act auch ; 
zu verantworten hat. Aus der Verantwortli 
noch ein zweiter Sats des Ministerrechtes, ] 
Minister im Unterschiede von allen anderen . 
vom Monarchen seine Entlassung fordern ka 
' Es sind also wesentlich französische 
welche die Bildung des Ministeriums nach sei 
rechtlichen Seite heeinflusst haben- Die G^e 
centrirung der Staatsmacht, der Sicherheit, 
Gleichmässigkeit der Verwaltung sind es, w 
sation der Aemter nach den Frincipien des A 
hervorrufen. 

Ich gelange nun zum zweiten Theü 
zur Darlegung der verfasanngsreclitlichen I 
Ministeriums. 

Jellineb. 
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m. 

^gebenden ist es uns klar geworden, dass die 
Staatsgeschäfte in sachlich unterschiedenen 
inzen zasamraenlaufen mass. Dass die Chefs der 
en jedoch eine eigeDthümliche verfassungsmässige 
ehman, dass der Monarch bei Aueiibting der 
L ihre Mitwirkung rechtlich gebunden ist, dass 
iter rechtlich noch etwas Anderes sind, als die 
Staatsdiener, sondern specifisch unterschieden 
leren Beamten, diese Sätze des oonstitutionellen 
gehören einer anderen Entwickelungsreihe an, 
Anfang in England nimmt. Während es 
it, welches die Grrandzüge des Verwaltungs- 
ifft, ist es England, welches d^ C a b i n e t hervor- 
Ihm seine eigenthümliche Stellung gibt, die es 
hen Bindeglied zwischen Krone und Parlament 
Entwickelung des Cabinets in Kngland ist aber 
den Besonderheiten dieses Staates verknüpft, 
sehen Staatseinrichtungen haben nicht in so un- 
iVeise auf die übrige "Welt eingewirkt, als dass 
teres die Ausbildang des englischen Cabinets als 
r die Entwickelang der verfassungsmässigen 
Ministeriums überhaupt hinstellen können. Erst 
ette von Missverständnissen, Kämpfen und Ver- 
ist man auf dem Continent zur Erkenntniss der 
>8 Cabinets und seiner organisch notbwendigen 
Staate gelangt. Zudem ist diese Stellung in den 
Staaten darchaus nicht von schablonenhafter 
:, sondern je nach der eigenthümlicben Natur des 
chieden. Wir werden daher zunächst die Ent- 
^usbildung des Cabinets in England zu betrachten 
idaun die Schicksale desselben auf dem Continent 

den Zeiten der Stuarts ruhte die Regierung Eng- 
Händen des von seinem prtvi/ Council berathenen 
kam wohl vor, dass der Monarch ein oder das 



die GeHchichte des CabineU in England vgl. besonders To dd, 
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andere oder auch melirere Mitglieder des geheimen R 
bevorzugte, aber gesetzlich ist es dieses aus deo Inhaber 
(rrossämter und sonstigen vom Könige berufenen Wiirdenti 
bestehende Consüium, das dem König bei Ausübung i 
Prärogative zur Seite steht. Von den Öebeimrätben | 
eine Anzahl regelmässig dem Hanse der Lords an, derei 
flusB unter den Tndors „hauptsächlich in der Berufung z 
grossen Aemtern" besteht, 2") Auch Mitglieder des Unterl 
kommen als Geheimräthe vor und diese Thateacbe wird 
schon sowohl von der Krone als den Gemeinen zum Z' 
gegenseitiger Vermittelung und Verständigung benützt, ä') ] 
leitenden Staatsmännern sind jedoch auch viele Beamte nie 
Ranges unter den Commoners zu finden, welche eine natiii 
Verstärkung der Hofpartei im Parlament bilden , namei 
in der Periode der Stuarts, 

Mit dem Regierungsantritte der Stuarts beginnei 
Veranche, den Schwerpunkt der Regierung dem priv^ c 
zu entreissen. Die Rathsversammlung, deren Mitglieds 
bedeutend erhöht wird, scheint den auf ihr göttliches 1 
sich stützeaden Königen nicht der geeignete Ort, um ihr^ 
Vernichtung der Parlamentsverfassung gerichteten Pläm 
Werk zu setzen. Schon anter Jacob I. bilden sich im geh^ 
Rathe Cliquen, mit denen der Souverän die vertrauteste 
gelegenheiten bespricht. Diese Ausschüsse des privif c 
fassen ihre Entschlüsse in einem geheimen Cabinet der fö 
geheimen Rath bestimmten Gemächer, so dass sie bei Hof 
Namen Cabinet erhielten *'), während das Volk sie mit 
spöttischen Namen „Junta", später auch „C abal" belegt 

Unter Karl I,, der vertraute Helfershelfer für die 
führung seiner absolutistischen Pläne brauchte, erlang 
Cabinet eine erhöhte Bedeutung, indem alle wichtigen j 
legenheiten in diesem vertrauten Rathe erörtert werden. 
Widerstand des Parlaments richtet sich daher in erster 
gegen die neue, im Verborgenen wirkende Institutioi 
das hervorragendste Mitglied des Cabinets , der E a i 

") GneiBt S, 476. 
*') Todd II, p, «1 I, 
") Toda II, p, 63. 
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I Strafford, stirbt, durch bül of cUtainder von dem Paria- 

ßV ment verurtheilt , auf dem Schaffi)t. In der grosseh Re- 

[: monstration von 1641 stellt das lange Parlament an den 

> König die Forderung, in Zukunft die höchs ten Staatsämter 

I nur mit solchen Personen zu besetzen, di e sich des Vertrau ens 

t des Parlaments versichert hätten. Damais er th eilte der König 

[■'■r , yon England auf diesen und die anderen Wünsche des Par- 

laments — * das3 Niemand ohne Zustimmung desselben in 's 
Oberhaus berufen und dass der König den Oberbefehl üb er 
die Ar mee aufjgeben soll e — stolz die abweisende Antwort : 
„Wenn ich das annähme, was Ihr von mir verlangt, so würde 
man wohl noch barhäuptig vor mir erscheinen, mir die Hand 
küäsen und den Titel Majestät ertheilen. Aber was die wirk- 
liche Macht anbelangt, so wäre ich nur das Bild, nur der 
leere Schatten eines Königs." 2») 

Nachdem die kurze Zeit der Republii; mit der Restau- 
ration der Stuarts geendigt hatte, taucht unter dem ehrver- 
gessenen Karl II., der officiell wieder mit dem geheimen 
Käthe regiert, von Neuem das Cabinet auf. Auf die Anregung 
Hyde's, des Lordkanzlers, sollte der zahlreiche und daher zum 
Admitiistriren zu schwerfällige geheime Rath in verschiedene 
Ausschüsse (Committees) getheilt werden. Das erste derselben, 
. das füt auswärtige Angelegenheiten, aus dem Lordkanzler und 
fünf Anhängern desselben bestehend, beseitigte de facto den 
ganzen geheimen Rath, der vom König absichtlich derart er- 
weitert wurde, dass seine Bedeutung durch die übergrosse 
Mitgliederanzahl gänzlich herabgedrückt ^vurde. ^°) Karl 11. ^ 
der den englischen Thron mit Schmach bedeckte, indem er 
sich von Ludwig XIV. einen Jahresgehalt zur Unterhaltung 
seines leichtfertigen Hoflebens zahlen liess, hatte allen Grund, 
seine schmutzigen, landesverrätherischen Greschäfte mit dem 
französischen Könige vor dem Plenum des geheimen Rathes zu 
verbergen. Der geheime Rath hatte daher nur formell seine 
Zustimmung zu dem schon früher im Cabinet Beschlosseneu 
zu geben. Die Sitzungen des Cabinets fanden unter dem Vor- 
sitze des Königs statt. 



*^) Macanlay, Hütory of England. L p, 44. 
»<>) Todd II. p. 66. 
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Eines dieser Cabinete ist unter dem Spitzni 
Cabals in der Geschichte bekannt. Es wurde von 
lament mit dem hSclisteu Miastrauen betrachtet, j 
folgende, welches unter der Leitung des Earl ol 
stand, hatte sich so wenig des Yertranena des Hause 
meinen zn erfreuen, daas es (1678) gegen Danby dii 
wegen Hochverrathes erhob und den Minister 
Tower warf. Da sah der König ein , dass 
ernste Gefahr für seine Autorität auf die Dauer ni< 
dem Rücken des Parlaments mittelst solcher Dienei 
könne, die nar sein, nicht aber des Parlaments Vert 
Sassen und beschloss in dieser kritischen Lage, den 
Sir William Temple zur Reorganisation des 2^" 
anzunehmen. ") 

Der Plan Temple's ist der erste Versuch, ein( 
Zusammenhang zwischen Parlament und Regierung 
führen, ein Versuch aber, der, wie aller Anfang zue 
ein unsicheres Tasten bedeutet, welches auch schliess 
zu keinem bleibenden Resultat führt. Der gehe 
wurde nämlich aufgelöst und an seine Stelle ein 
30 Mitgliedern bestehender ernannt, von denen die e; 
Hof- und Staatsbeamte und Bischöfe bildeten, die a 
doch aus Mitgliedern beider Häuser des Parlaments, 
beider Ptirteien zusammengesetzt war. Diese letzt 
mung zeigt, wie weit man damals noch von der ] 
parlamentarischen Ministeriums entfernt war. Ein 
Cabinet sollte neben diesem geheimen Rathe. nicht 
Earin. verfiel jedoch bald in seine alte, um prlvy a 
Parlament unbekümmerte Regierungsweise zurück, 
gesteigert autokratischer Form von seinem Bruder 
fortgesetzt wurde, bis die Revolution von 1688 den 
Plänen der Stuarts ein für allemal ein Ende macht 

Der Versuch Tempi e's, Mitglieder beider H 
Parlaments in den Rath der Krone einzuführen , 
grossem historischen Interesse. Mehr als einmal wa: 
der Plan aufgetaucht, die Parlamentsmitglieder prin( 

=")Vgl hieraber Todd II, p. 69, ferner Mac .inlay's Essay ) 
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• *' ' den Staatsämtern aaszuschliessen. Bei der unglaublichen Cor- 

ruption, welche damals sowohl bei Hof und in der Regierung» 

als auch im Parlamente herrschte, schien die Aussicht auf ein 

Staatsamt ein geradezu unfehlbar wirkendes Mittel der Be- 

l?'^' 7^ ; stechung zu sein. Es begannen daher damals im Parlamente 

die Massregeln gegen die ^placemen^. Im Jahre 1680 beschloss 
das Haus der Gemeinen einstimmig, dass ohne seine Einwil- 
ligung kein Mitglied desselben ein Amt von der Krone an- 
nehmen dürfe und dass es im Falle des Zuwiderhandelns gegen 
diesen Beschluss aus dem Hause gestossen werden sollte. So 
wenig dachte man damals noch an eine organische Verbindung 
von Parlament und Cabihet. Auch T e m p 1 e , dessen Plan 
wenige Monate vorher vom König angenommen worden war, 
ging noch nicht soweit, die dem Parlamente angehörigen Mit- 
glieder des geheimen Rathes zu Kronbeamten ernennen lassen 
zu wollen, sie sollten nicht Chefs eines Regierungsdepartements, 
sondern einfach Rathgeber des Königs sein. 

Die Revolution von 1688, so sehr sie auch die Grund- 
lagen des Staates verändert und an Stelle des auf sein gött- 
liches Recht trotzenden Königsgeschlechtes der Stuarts eine 
Dynastie setzt, deren Berechtigung unzweifelhaft nur auf dem 
gemeinen Rechte Englands beruht, führt nicht mit einemmale 
die parlamentarische Regierung herbei. Tiefgreifende Kämpfe 
sowohl, als zufallige Anlässe sind nöthig, um das Cabinet zu 
einer dauernden Institution zu machen und ihm seine heutige 
Stellung zu verleihen. Wilhelm III. umgibt sich nicht 
gleich zu Anfang seiner ErCgierung mit einem in sich einheit- 
lichen Ministerium, sondern wählt sich, um beide Parteien zu 
gewinnen, Rathgeber in das 2)rivi/ Council, die sowohl den 
Whigs als den Tories entnommen sind. Die Folge davon ist 
natürlich innere Uneinigkeit der Regierung, feindselige Haltung^ 
der Gemeinen gegen dieselbe. Da kam der König auf den 
Rath Sunderland's zi\ dem Entschlüsse, sich ausschliesslich 
mit Rathgebern zu umgeben, welche der Majorität des Parla- 
ments angehören, um dadurch Conflicte mit demselben zu ver- 
meiden. Er berief daher die Führer der Whigs zur Leitung* 
der Geschäfte in den geheimen Rath. Damit war die erste 
Regierung gebildet, welche in sich harmonisch war und so- 
wohl das Vertrauen des Monarchen, als das des Parlaments 

;^25 
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genoas. Aber dieses Whigcabinet war nnr von kurzer Dauer. 
Einerseits war Wilhelm viel zu sehr Selbstherrscher, um sieh 
einem parlameutarlsclien Cabinete zu beugen, und andererseits 
war das Misstrauen gegen die Cabinetaregierung überhaupt 
noch lange nicht ans dem Parlamente gewichen. Noch immer 
fürchtete man sich da vor den Intriguen der Cabals, deren 
geheime Berathungen so gut wie uncontrolirbar waren, vor 
dem übermässigen Einfluss des Hofes durch die seineu An- 
hängern eröffnete Aussicht auf die einträglichen Aemter der 
hervorragenden Geheimräthe. Einer der bedeutendsten Staats- 
männer dieser Epoche, Lord S o m e r s, der selbst als Lordkanzler 
eine hervorragende Rolle im geheimen Rathe spielte, erklärte das 
Cabinet für eine Erfindung schlechter Staatsmänner, die ihre 
Clique von der Verantwortlichkeit entlasten wollen. "^^ Um 
die Bestechung von Parlamentsmitgliedern durch die Verleihung 
von Staatsämtern ein für allemal unmöglich zu machen, ver- 
euchte man im Unterhause unausgesetzt, eine „place bül", ein 
Incompatibilitätsgesetz durchzubringen, welches die Unverein- 
barkeit eines besoldeten Kronamtes mit einem Unterhaussitz 
declarirt. Nur an der Verweigerung der königlichen Sanction 
scheiterte 1692 die betreffende Bill. Die Anstrengungen, sie 
dennoch zum Gesetz zu erheben , wurden in den folgenden 
Jahren unablässig erneuert und endlich wurde 1700 im Act of 
settlement festgestellt, dass Niemand, der ein königliches Amt 
bekleidet oder von der Krone eine Pension bezieht, fähig 
sein solle, als Mitglied des Hauses der Gemeinen zu fungiren. 
Diese Bestimmung der Acte sollte jedoch erst mit der Thron- 
besteigung des Hauses Hannover in Kraft treten, Sie wird 
aber schon unter der Regierung der Königin Anna auf- 
gehoben, indem den Parteien die Vortheile eines parlamen- 
tarischen Cabinets bald klar zu werden beginnen. An ihre 
Stelle tritt 1707 die Bestimmung, dass jedes Unterhausmit- 
glied, welches von der Krone ein einträgliches Amt annimmt, 
seinen Sitz verliert, jedoch wiedergewählt werden kann, wenn 
das Amt vor dem 25. October 1705 creirt und auch sonst 
nicht für unvereinbar mit einem Parlamentssitz erklärt wurde. 
Die Ministerstellen gelten nun aber als solche „alte Aemter" 

") Fisrhel, die Verfassung England« S. 141. 
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t ist den Ministem definitiv der Weg in's Unterhaus 

nächste Folge der angedeuteten Verhältnisse war 
, dasB Wilhelm nach kurzer Zeit — im Jahre 1699 — 
System der Parteiregiemng wieder bricht. Es treten, 
iheime ßäthe aus beiden Parteien an die Stelle des 
nets und dieser Zustand dauert auch noch während 
igs der Regierung der Königin Anna fort. Erst 
vorübergehend wieder ein nur aus Whigs bestehen- 
et die Geschäfte geleitet hatte, wurde 1710 Harley, 
•T der Tories, mit der Bildung eines Cabinets betraut, 
uch rein toryistisch ausfiel. Nur mit grossem Wider- 
rtrug die Königin die Parteicabinete , da sie trotz 
ngen Scharfblickes einsah, dass ihrem persönlichen 
1 in die Staatsgeschäfte durch einen aus Männern 
instimmendeu politischen Ansichten bestehenden und 
sich einigen Kronrath uniibersteigliche Schranken 
'ürden. Selbst die Parteiführer suchten damals eine 

herbeizuführen, um die Monopolisirung der Macht 
änden Einer Partei zu verhindern. So unterhandelte 

mit Somers undHalifax wegen Eintritts in daa 

tzdem diese Verhandlungen scheiterten und das Ca- 
rley's demnach nur aus Mitgliedern einer und derselben 
tand, ist in Ihm dennoch auf die Dauer keine innereüeber- 
ing vorhanden. Kurze Zeit später rufen die Nahe 
3 der Königin und die dadurch bewirkte Spannung 
överschen und jakobitischen Fraction Vorgänge her- 

heweisen, wie wenig noch die Principien über die 
des Cabinets geklärt sind. Die Kühnheit Argyl e's 
lerset's, welche die jakobitische Conspiration Bo- 
I k e 's zerstören, stellen in einem der wichtigsten Mo- 
ir englischen Geschichte auf kurze Zeit die Macht 

Council wieder her. Die hannoversche Thronfolge ist 

odd II. p, 88 ff. Die neuesten Bestirnnrnngea über Disqaall- 
167) ib. p. 260 ff. 

i e k y, A hütory of England in the eighteenth Century l. p. äH. 
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der Ueberrumpelung des Cabinets durch den geheimen Rath 
im entscheidenden Augenblick zu danken. ^^) 

Erst unter dem ersten Könige, der neuen Dynastie tritt 
unter der Führung Walpole's ein Cabinet auf, welches aus 
homogenen Elementen zusammengesetzt ist. Mit ihm wird es 
feststehender Grundsatz, dass nicht das Plenum des geheimen 
Rathes, sondern ein Ausschuss desselben, jenes so lange und 
so heftig bekämpfte Cabinet die Leitung der Geschäfte hat. 
Der Umstand, dass Georg I., der im Alter von 54 Jahren 
von seinem idyllischen Kurfürstendasein auf den Thron des 
britischen Weltreiches versetzt wird, kein Wort englisch ver- 
steht und daher gezwungen ist, sich mit seinem Minister Wa 1- 
pole, der nicht deutsch versteht, in einem barbarischen Latein 
zu unterhalten 3^), gibt dem cabinet Council eine bisher nicht 
gekannte Unabhängigkeit vom König. Bis dahin war es in der 
Regel der Monarch selbst,, der die Berathungen des Cabinets 
leitete. Da aber Georg L, als der Landessprache unkundig, 
den Sitzungen des Cabinets nicht beiwohnen kann, so wird es 
flugs als Gewohnheitsrecht für alle Zeiten betrachtet, dass 
der Monarch erst von den bereits gefassten Beschlüssen des 
Cabinets Kenntniss erhält. ^7) Ueberhaupt ist die Stellung der 
Krone in England nur dann richtig zu verstehen, wenn, man 
in Betracht zieht, dass seit Wilhem III. keine wirkliche 
Herrschernatur den britischen Thron bestiegen hat. 

Auch während der Regierung G e o r g's IL und G e o r g's III. 
finden noch manche Rückschläge in der Bildung des Cabinets 
statt , indem sich öfters dauernde politische Differenzen in 
seinem Schosse zeigen. Es kommt sogar vor, dass die Cabinets- 
mitglieder sich im Parlamente unter einander bekämpfen. Das 
Cabinet North, welches 1782 gestürzt wird, ist das erste, 
welches in corpore seine Demission gibt, und damit wird es 
zur constitutionellen Regel, dass das ganze Cabinet für seine 
Politik solidarisch einstehen muss. Bis dahin hatten immer 



»*) Lecky, I. p. 164. 

•ß) Fischel, S. 365. 

^) Lecky, I. 227. Todd, I. p. 230 führt als Grund des Fernbleibens 
der Souverains von den Cabinetssitzungen die Erhaltung der „Unparteilichkeit*' 
der Oabinetsberathungen an. Die Sprachnnkenntoiss G e o r g's I. habe nur den 
Anstoss zur Entwickelnng dieses „ constitutionellen '' Rechtssatzes gegeben. 
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nur partielle Ministerwechsel stattgefimden. Selbst als W a 1 p o 1 e 
znrücktrat, ging nnr ein Theil seiner Coilegen mit ihm. Eine 
Keihe parlamentarischer Cabinete musste vorüberziehen, ehe 
die Erkenntniss sich Bahn brach, dasa die Minister nicht nur 
das Vertrauen der Parlamentsmajoritat besitzen, sondern an<!h 
in allen wichtigen Fragen eine und dieselbe Ansicht vertreten 
müssen. Bis dahin hatte es daher wohl parlamentarische Mi- 
nister, aber kein parlamentarisches Ministerium in der vollen 
politischen Bedeutung des Wortes gegeben. Seitdem das Ca- 
binet North durch ein Misstrauensvotam des Unterhauses 
gefallen ist, mnss mit dem Premier das ganze Cabinet 
wechseln. '=) 

Das Cabinet Pitt, welches 1783 ins Amt tritt, bringt 
bald nach seiner Bildung einen neuen Grundsatz der consti- 
tntionellen Theorie hervor. Pitt hatte nämlich nicht die Ma- 
jorität im Hause der Gemeinen für sich. Anstatt aber gemäss 
der bereits eingebürgerten Praxis abzutreten, löste auf seinen 
Rath Greorg III. 1784 das Parlament auf und Hess Neu- 
wahlen vornehmen. Das neue Parlament brachte eine über- 
wältigende Majorität für Pitt und damit ist es zur feststehen- 
den Regel geworden , dass das Cabinet von dem Misstranen 
ded Unterhauses an das Vertrauen der Wähler appelliren 
dürfe. '') 

In den ersten Zeiten des parlamentarischen Regimes sind 
die Minister zum überwiegend gröasten Theile den Reihen der 
Lords entnommen. In Georg 's III. erstem Cabinet sitzen 
dreizehn Peers und ein Commoner. Noch das erste Cabinet des 
jüngeren Pitt [1783) weist anfangs nur den Premier als Mit- 
glied des Unterhauses auf. Bis zur Reformbill dauert das 
Ueberwiegen der Peers über die Commoners. Gegenwärtig 
halten sich die Zahlen der beiden Häuser entnommenen Ca- 
binetsmitglieder so ziemlich die Wage, **) 

So entwickelt sich allmälig das Cabinet, bis es folgende 
Gestalt annimmt. Der Führer der Parlamentsmajorität über- 
nimmt im Auftrage des Königs die Bildung des Cabinets, 

"») Vgl. Todd. lt. p. 110 ff. 

™) May, C.nHitutiooai kUlory of EngtnnJ. Third. ed. I. p. 71 tf. 

'") Todd, JI p. 251 ff. 
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dessen Mitglieder nicht wie auf dem Gontinent ausschl 
aoa den Chefs der obersten Verwaltungareseorts h( 
Nicht einmal die Zahl der Cabinetsmitglieder ist fix 
finden sich in demselben, je nach den Umständen, aii< 
Männer mit Aemtern zweiten Ranges oder aneh ohne 
feaille. In diesem Pankte findet ein durchgreifender 
schied zwischen England und den continentalen Staatei 
von denen manche sogar verfassungarechtlicb die Ze 
Cabinetsmitglieder fixirt haben. Ausser diesen wechE 
dem Ministerium noch eine Anzahl von Aemtern seine I 
im Granzen 50 bis 60 Personen , darunter auch die 
ragendsten Mitglieder des königlichen Hofstaates. Ai 
nicht im Cabinete sitzenden mit demselben wechselnd 
amten sind verpfiichtet solidarisch für die Politik des C 
einzustehen. 

Das Cabinet behalt die Leitung so lange es di 
trauen des Unterhauses besitzt. Verliert es dasselbe, i 
es ab, nm der Gegenpartei Platz zu machen. Mit Rii 
auf- diese Regel hat ein englischer Schriftsteller das 
haus als ein Colleginm für die Wahl eines Premiers bezeic 
und das Cabinet ist oft ein Parlamentsausschuss znr 1 
der Regierung genannt worden. Dieses innige Verl 
zwischen Parlament und Cabinet hat auch der Vera: 
lichkeit eine ganz andere Bedeutung gegeben. So lat 
binet und Unterhans einander gegenüberstanden, war 
peachment oder die bitl of (Utainder das Mittel, um eine 
Hebigen Minister zu stürzen. Der Tower, die Confi: 
das Schaff'ot drohten dem Minister, der die Ungnade d 
laments auf sich gezogen hatte. Heute genügt das sanft« 
des M isstrauens Votums , um ein ganzes Cabinet zu enl 
So lange die Minister das Vertrauen des Unterhauses bi 
können sie eben Alles wagen; verlieren sie es hingeg 
können sie keinen Schritt thun, ohne zu straucheln, 
konnte Sir Robert Peel mit vollem Rechte sagen, d 
Tage der Ministeranklage in England vorüber sind. **) 



*') Bagebot, The EnglUh ConititutUm, p. 163. 
") ,TAe dayi of impeachmenl are gona". Fischel, S. 467. ] 
Mioiateruiklage hat 1805 gegen Lord M e 1 v ) 1 1 e wegen Amtsnnt< 
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r Macht gekommene Opposition tütet sich, daa gestürzte 
st anzaklagen, da sie von der künftigen ibr feindlichen 
tat dieselbe ritterliche Behandiung erwartet. So hat 

eine wunderbare Dialektik der Geschichte die Yeraut- 
sbkeit einen Process darchgemacht, der mit ihrer Selbst- 
nicbtung geendigt bat. 

\.11e diese Sätze des englischen Ministerrechtes beruhen 
iber nur anf einer lex non scripta. Noch bis auf den 
en Tag ist of&ciell nur der geheime Rath , aber nicht 
ibinetsratb vorhanden. Keine ofäcielle Zeitung meldet 
imen der neuen Cahinetsmitglieder als solcher, keine 
laft verkündigt sie dem Farlamente. 
Us 1859, nachdem Lord Palmerston mit der Neu- 
g des Cabinets beauftragt w rden war, ein Mitglied des 
lauses in der Sitzung nach dea Namen der neaen Ca- 
[uitglieder fragte, wurde er von einem der neuen Staats- 
ire damit zurecht gewiesen, dass das Land das Cabinet 
kenne. ") Bis ant die netteste Zeit hat es hervorragende 
jhe Schriftatelier gegeben , welche die Existenz des Ca- 

beklagen und bekämpfen. 

3er Umstand, dass das Cabinet nnter der Hülle der Ver- 
g regiert, dass seine Befugnisse nur auf Herkommen 
)n und nicht mit juristischer Strenge abgegrenzt sind, 
nsbesondere sein Verhältniss zur Krone nicht juristisch 
ist, sondern auf Fräcedentien sich aufbaut, deren rechts- 
der Werth oft zweifelhaft ist, haben es mit sich gebracht, 
das Urtheil über die Beziehungen des Monarchen zum 
ii, über seine constitutionellen Pflichten gegen dasselbe 
VHS kein sicheres ist. Für Ha lam, den bekannten G-e- 
tsschreiber der englischen Verfassun, scbliesst die pcr- 
le ilegierung der englischen Monarchen mit der Thron- 
;ung des Hanses Hannover und es beginnt demnach das 
tutionelle Regime mit dem Jahre 1714.") Der neueste 
Lchtsscbreiber Englands hingegen, Mc Carthy, lässt 
?riode des persönlichen Regiments erst mit dem Tode 

anden. Der Aogekla^ wurde fraigeaprochen. Die YernrtbeilDDg eines 
•s ist aeit Walpole'a Begima nicht voi^ekommen. 
») FiBChel, S. 143. 
') Conitituüvnal hUtory ck. XVI. 
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Wilhelm's IV. abschliessen, also 1837, derart, dass die 
£önigm Victoria der erste eonstitutionelle Monarch im 
vollen Sinne des Wortes ist. **) Nach Büdinger aber wer- 
den durch die Reformbill von 1832 die Schäden des parla- 
mentarischen Regimes beseitigt , und es erhebt sich unter 
Victoria die Krone wieder zur wahrhaft regierenden Macht. *^) 
Wenn man aber Bagehot Glauben schenken wollte, seist die 
Königin so ohnmächtig, dass sie, wie dieser Schriftsteller sich 
paradox ausdrückt, selbst ihr eigenes Todesurtheil unter- 
schreiben müsste, wenn es von beiden Häusern des Parlaments 
einstimmig beschlossen werden würde. *7) 

Eine vorurtheilslose Untersuchung ergibt, dass der eng- 
lische Monarch durchaus nicht zur Enthaltsamkeit von jeder 
persönlichen Ingerenz auf die Staat sgeschäffce verurtheilt ist, 
wie es die landläufige Ansicht annimmt. Wenn er nur die 
geeignete Persönlichkeit dazu ist, so kann er der Politik des 
Reiches wohl die Directive geben. Die factische Ausübung 
eines grossen Theiles der königlichen Prärogative durch das 
Cabinet steht und fällt mit dem System der Parteiregierung, 
welches in den letzten Decennien manchen schweren Stoss 
erlitten hat. Die Theorie des englischen Staatsrechtes verlangt 
sogar das persönliche Eingreifen des Monarchen, wenn es sich 
dringend um die Ausgleichung der Meinungen rivalisirender 
Parteien handelt. *®) In dein Augenblicke, wo die Parteien sich 
derart vermehrt haben sollten, dass keine die Aussicht hat, 
dauernd die Majorität zu besitzen , oder wo die Gefahr der 
Herrschaft einer staatsfeindlichen Partei drohen könnte, würde 
die königliche Prärogative leicht wieder ganz zum Monarchen 
zurückkehren, d. h. das Schwergewicht' der vollziehenden Ge- 
walt würde in solcher Staatskrisis wieder bei ihm ruhen und 



**) A history of out own timts, V. I. p. 1. 

*•) Vorlesungen über englische Verfassungsgeschichte. S. 17 ff., 302, 318. 

*') The English Omstitution p. 83. 

^^) „7n extreme caaes, when it map he adviaable io endeavour to recöneile 
cönflicting opinions cmd to cönciliate rival partieSj we are warranted by cöngti' 
tiUionel precedent in claiming for the sovereiyn a right to interpoae^ and toith 
the weight wJdck belongs to hi« elevated position to proffer counsel and advice to 
any influeniial staiesmen irrespective of their particular standing towarda the 
exisiing administration^ . Todd, II. p. 203, 204 Allerdings stellt Todd diesen 



Satz nur als „last resöurce" hin. 
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die Lehre Blackstone's vom Könige als dem „chief^ und 
jjonly magütrate^ der Nation verwirklicht werden. *») 

Auch heute sind Fälle zu verzeichnen, wo die Königin 
selbstständig ihre Prärogative ausgeübt hat. So hat sie z. B. 
1861 Aenderungen in einer Depesche an die Regierung der 
Vereinigten Staaten gelegentlich des Trentfalles vorgenommen, 
welche bei den Verwickelungen, die aus dieser Affaire hätten 
entstehen können, von den besten Folgen für die Beziehungen 
Englands zu Amerika waren. ^^) Aus der Thatsache, dass seit 
der Regierung Anna 's keiner vom Parlamente beschlossenen 
Bill die königliche Zustimmung verweigert worden ist, darf 
man durchaus nicht schliessen, dass die Krone mit der Gresetz- 
gebung gar nichts zu schaffen habe. Manche Bills werden her- 
kömmlich im Hause der G-emeinen erst dann angenommen^ 
wenn die vorläufige Zustimmung der Krone durch einen 
Minister oder ein Mitglied des geheimen Bathes bekannt 
gegeben wurde. Im Falle es sich nämlich um einen auf die 
Prärogative Bez ug habenden G-esetzentwurf hande lt, ist es 
a^s üblich erklärt worden ^ dass die königliche Zustimmung 
vor dem Passiren der Bill ertheilt werde. In den Jahren 1844, 
1866, 1868 ist es vorgekommen, dass die Königin die vor- 
läufige Zustimmung zu. Bills verweigert hat, und diese dem- 
gemäss von der Tagesordnung abgesetzt worden sind. ^') Ohne 
das Vertrauen und die Unterstützung des Souveräns ist das 
Cabinet ebenso in seiner Action gehemmt, wie wenn es der 
Majorität des Parlaments nicht sicher ist. Bekannt ist, dass 
die Königin Victoria 1851 Lord Palmerston, der damals 
Staatssecretär des Auswärtigen war und ohne Ermächtigung dem 
französischen Gesandten seine Billigung des Staatsstreiches 
Louis Napoleons ausgesprochen hatte, wegen dieser Eigen- 
mächtigkeit entlassen hat. 

Wenn also der englische Monarch bei Ausübung seiner 
Prärogative gebunden ist an die Mitwirkung des Cabinets, so 
darf man daraus nicht den Schluss ziehen, dass England von 

*») Vgl. Gneist, S. 724. 

»<>) Todd, I. p. 187. Vgl. daselbst p. 206 flf. die ürtheile von Broog- 
liain, Orey, Derby und Anstin über die Stellang des Monarchen. 

^^ May, A ireaiise on the luw^ privüeges^ proeeedings and usage oj 
Parliament. 8. th, ed. p, 467 ff, 
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einem Ministeriam an Stelle eines Königs beherrscht wird. 
Der Bau des englischen Staates zeigt uns vielmehr als Spitze 
desselben den König, der von seinem der Majorität des Parla- 
mentes entnommenen, in sich solidarischen Cabinet berathen 
wird. Die That^ache, dass König, Cabinet und Parlament stets 
harmonisch zusammenstimmen, kann nicht als Beweis für die 
Schwäche eines der Elemente gedeutet werden , sondern ist 
vielmehr ein sicheres Zeichen der Gesundheit des Granzen. 

IV. 

Wenn es heute noch, wo eine reiche Literatur 
über engliche Zustände existirt, mit manchen Schwierigkeiten 
verknüpft ist, einen richtigen Einblick in das wirkliche Staats- 
leben Englands zu erhalten, so war es im vorigen Jahrhundert 
dem Fremden kaum möglich , eine adäquate Auffassung der 
staatlichen Natur des Inselreiches zu gewinnen. Besonders die 
Stellung jenes officiell gar nicht existirenden , aber faktisch 
so mächtigen Cabinets konnte von dem Uneingeweihten nicht 
erkannt oder doch nicht richtig gewürdigt werden. Selbst 
Blacks tone, im vorigen Jahrhundert die grösste Autorität 
auf dem Gebiete des englischen Rechts, weiss nur vom 
geheimen ßath des Königs zu erzählen, erwähnt jedoch, trotz- 
dem zur Zeit, als er schrieb, die zwanzigjährige Regierung 
Walpoles längst vorübergegangen war, des Cabinets mit keiner 
Silbe. Es kann daher nicht "Wunder nehmen, wenn das Muster- 
bild des Staates, dessen Züge angeblich dem englischen Staats- 
wesen entnommen werden, mit dem Originale wenig überein- 
stimmt. Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts wird nämlich 
England von französischen Schriftstellern im Gegensatze zu dem 
eigenen Staate als das wahre Land der Freiheit gepriesen, 
wo nicht die Willkür, sondern Gesetze herrschen. Es ist 
Montesquieu, der in dem weltberühmten 6. Capitel des 
11. Buches seines Ssprü des lots die Freiheit in England da- 
durch am besten gewahrt erklärt, dass dort die Gesetzgebung 
von der Ausführung der Gesetze vollständig getrennt und 
beide Functionen verschiedenen Staatsorganen zugetheilt seien. 
Die Gesetzgebung ruhe in beiden Häusern des Parlaments, 
dessen Beschlüsse die Krone nicht beeinflussen, sondern nur 
durch ihr Veto verhindern kann, in Kraft zu treten. Die 
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Executive sei aber ausschliesslich dem Konig anvertraut. In 
dieser Trennung der gesetzgebenden von der vollziehenden 
Gewalt ruhe die wahre politische Freiheit. 

Vielleicht niemals in der Geschichte ist ein grösserer 
theoretischer Irrthum praktisch so folgenreich geworden, wie 
der Montesquieu's. Keine Verfassung zeigt eine grössere 
Vereinigung von Legislative und Executive sowohl den Func- 
tionen als den Organen nach als die englische. Das Parlament 
macht nicht nur Gesetze, sondern übt auch einen grossen Theil 
der Verordnungsgewalt aus und nimmt überdies durch die 
private hüls eine Ercihe der wichstigsten Acte vor, die ihrem 
Wesen nach in den Wirkungskreis der Vollziehung fallen, 
während andererseits dem privy Council, beziehentlich dem 
Cabinet eine Anzahl von Geschäften zukommt, die begriff- 
lich in den Bereich der Gesetzgebung gehören. Am innigsten 
aber zeigt sich die Verbindung von Legislative und Executive 
durch das Cabinet, welches beiden Factoren angehört. Dieses 
Cabinet sah nun Montesquieu nicht — oder wollte es viel- 
leicht nicht sehen. ^^) Daher liegt ihm das Schwergewicht der 
Executive ausschliesslich im König und er erklärt ausdrück- 
lich, dass, wenn eine Anzahl von Parlamentsmitgliedern mit 
der executiven Gewalt betraut werden würde, „ü n'y auroü plus 
de lihertS,^ Die Executive hat ihm zufolge auch gar keinen 
Grund, an den Debatten des gesetzgebenden Körpers theil- 
zunehmen, weil sie verfassungswidrigen Gesetzen ihr Veto 
entgegenstellen kann,^«) 

^^) „ Ge n^est point h moi ä examiner ai les Änglois jouisaent actuellement 
de celte lihert^f ou non. II me suffit de dire^ qu^elle est Dahlie par leura lois et 
je n^en eher che paa d'avantage.^ Die apologetischen Ansichten Montes- 
qnien's über England haben sich unverkennbar unter dem Einflnss Lockens 
entwickelt. Als dessen two treatiesea on govemment erschienen (1680) war das 
Cabinet allerdings nur in der verhassten Form der Cabals bekannt. Dass 
Montesquien jedoch das wirkliche England mit seiner Parteiherrschaft 
durchaus nicht unbekannt war, darüber vgl. Oncken, das Zeitalter Friedrich 
des Grossen L, S. 464 ff. 

^^) y^La puiaaance ex^utrice ne faiaant partie de la legialcUive que par 
aa faetUte d^empieher^ eile ne aauroit entrer dana le ddbat des affairea, H n*est 
pas Tn&me n^eaaaire, qtVelle propoae, paree que^ pouvcmt toujours d^sapprouver 
les rdsolutions^ eile peut r^eter leaddcisions des proposiiions qu*elle auroit vovZu^ 
qu^on n^eüt pas faites,"' 
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Die Constitutionen e Theorie Monte squi e u^s , deren 
Einfluss bei Blackstone deutlich sichtbar ist, erhielt einige 
Decennien nach ihrem Erscheinen kräftige Unterstützung durch 
das Werk eines französischen Schweizers. Das Buch Delol- 
me's (1775) über die englische Verfassung erringt selbst in 
England, wo kurze Zeit vorher B 1 a c k st n e's am Buchstaben 
klebende Darstellung des englischen Staatsrechts die Nichtbeach- 
tung der Staatspraxis von Seite der Theorie sanctionirt hatte, 
grossen Beifall. Auch Delolme kennt nur die Aussenseite 
des englischen Staates, er weiss nur von dem altehrwürdigen ge- 
heimen Rathe zu erzählen, das Cabinet jedoch existirt für ihn 
ebensowenig, als es für Montesquieu und Blackstone 
existirt hatte. Auch er preist die reinliche Theilung der Ge- 
walten im englischen Staate und sieht den Schwerpunkt des 
Königthums in der Vollziehung. Wohl kennt er die That» 
Sache , dass Unterhausmitglieder in den geheimen Jäath auf- 
genommen werden können, wie wenig jedoch er sie zu würdigen 
versteht, geht daraus hervor, dass er es als einen Vorzug der 
englischen Verfassung preist, dass dem hervorragenden Mit- 
gliede des Unterhauses nur geriiige Ziele des Ehrgeizes gesetzt 
seien. Gewöhnlich sei unfruchtbarer Beifall sein Lohn. Die 
einzige höhere Stellung, die sich ihm öffne, sei ein Platz im 
Ministerium ^sous le bon plaisir du roi.^^ Zeichne er sich neuer- 
dings aus und könne er demgemäss höhere Ansprüche erheben, 
so könne er als höchstes Ziel des Strebens einen Sitz im Ober- 
hause erhalten.^*) Die Pairie ist also nach Delolme der 
Gipfelpunkt, bis zu welchem die kühnste Phantasie des ehr- 
geizigsten Engländers sich erheben kann. Allerdings muss in 
Betracht gezogen werden, dass damals das Schwergewicht des 
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^*) Mais, quelque grand qiie soit cet enthousiasme du public, des applau- 
diss&fßeints stdriles sont tout le fruit que celui quHl favorlse peut attendre. 
II rCa a espdrer ni CoTisulat^ ni Dicfature, w», en un mot, aucun pouvoir 
h Vahri duquel il puisae demasquer tout ä coup Vambition qu^on voudrolt 
lui supposcTj ou, quand on ne lui en supposeroit point^ se corrompre infensible- 
ment. La aeule porte que la Constitution ouvre ä son ambition , plus ou moins 
grande est une place dans le Minister e sous le bon plaisir du Roi. 8i , par de 
nouveaux Services et la conservoAion de son credit il se met en dtat d'a^pirer plus 
hauty la seule porte qui s' ouvre de nouveau est celle de la Chambre des Seigneurs. 
Constitution d^Angleterre livre II eh. I, 
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)ch in's Oberhans fiel, in welches aucli oft die her- 
Q im Cabinet sitzenden Commoners erhoben warden. 

heorien Montesquieu's und Delo 1 me's sollten 
rige Schüler finden. Als die dreizehn nordamerika- 
onien sich vom englischen Mntterlände losreissen und 
»Staat der Vereinigten Staaten errichten, da wird 
ides Verfassung die gesetzgebende, vollziehende und 
I Gewalt säuberlich getrennt. Die Greaetzgebnng 
iiden Häusern des Congresses, die Executive im 
1. Kein Beamter der Vereinigten Staaten darf 

im Repräsentantenhaus oder im Senate haben. 
essen kann kein Staatssekretär Mitglied des Con- 
n. Ja, man hat die Montesquieu 'sehe Lehre so 
Igt, das3 bis auf den heutigen Tag; die Minister 
len Beratbungen der gesetzgebenden Versammlung 
dürfen. Nicht einmal um Rede und Antwort zu 
■fen die Staatssekretäre des Präsidenten dort er- 
) Allerdings ist zu beachten, dass in den Vereinigten 
8 Staatsoberhaupt selbst für verantwortlieh erklärt 
sine besondere constitutionelle Verantwortlichkeit 
liebender Organe nicht als durchaus nothwendig 
and deshalb auch den Staatssekretären nicht nnbe- 
Pflicht auferlegt werden muss, ihre Handlungsweise 
ih im Congresse zu vertreten. Ueberdiea hat das 
Amerika bei dem System der Verbindung des 
iwechsels mit dem Wechsel aller wichtigen Ver- 
amten eine verhältnissmässig kurze Lebenszeit und 
len aller oppositionellen Parlamente, das missliebige 
1 zu stürzen, ist dort durch Verfassung und Ver- 
ixis überflüssig gemacht. 

i Zeit nachdem die amerikanische Verfassung ins 
;, feiert die Lehre von der absoluten Theilung der 
einen zweiten Triumph in der französischen Con- 

Die Verfassung von 1791 erklärt ganz nach dem 

ttimaun, Das nordamerikBUiscbe Bundesstaatsrecht 1, S. 329- 
DUtrasigiiatur der Uiiiiat«r ist dem amerikauiscfaen Staatsrecht 
fil. Suhlief, Die Verfasdnng Jer nordamerikauischea ünioo. 
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E^ecept Montesquieu's den König als den Executivbeamten 
der Nation. „Za nationveut^ le roi fait^ lautet die Devise für 
die erste constitutlonelle Charte Frankreichs. Auf den Antrag 
L a n j u i n a i s' wird dekretirt, dass kein Minister Mitglied 
der gesetzgebenden Versammlung sein dürfe und später noch 
hinzugefügt, dass kein Mitglied während der nächsten zwei 
auf seinen Austritt aus der Kammer folgenden Jahre ein Porte- 
feuille annehmen könne. ^^) So sehr auch persönliche Motive, 
Neid und Furcht, vor Allem gegen Mira be au gerichtet, an 
der Entstehung dieser Verfassungsbestimmung Theil hatten, 
so war doch der theoretische Rechtfertigungsgrund dafür, auf 
den man sich berief, das Dogma von der Grewaltentheilung. 
Selbst die Anwesenheit der Minister in der Kammer wollte 
man nur auf die Fälle beschränkt wissen, wo sie von dieser 
gefordert wird. Vergebens war das Bemühen Mirabeau's 
das Gefährliche dieser Anordnungen klar zu machen, welche 
noth wendig eine unausgesetzte Feindschaft zwischen Regierung 
und Parlament, einen permanenten Staatsconflikt zur Folge 
haben würden. Wenn die Minister unter irgend einem 
Verwände in der Assemblee Platz nehmen, sagte Blin, ein 
Mitglied der siegenden Partei, so müssen sie entweder uns 
beherrschen oder wir sie. „Dans le premier eas, la liberti est 
unSantie] dans le secondj le pouvoir royal est avüi,^^ ^^) Man meint, 
Montesquieu selbst reden zu hören. 

Noch mehrere Verfassungen unseres Jahrhunderts ver- 
sperren oder erschweren den Ministern den Weg in die 
Kammern. Die spanische Constitution von 1812 bestimmt, 
dass kein Minister in die Cortes gewählt werden könne und 
dass, im Falle die Minister den Cortes im Namen des Königs 
Vorschläge zu machen haben, sie auf so lange und in der 
Art, wie die Cortes es bestimmen werden, den Discussionen 
beiwohnen und sprechen, aber bei den Abstimmungen nicht 
zugegen sein sollen. Die norwegische Verfassung von 1814 
verweigert den Ministern die Mitgliedschaft am Storthing. Noch 
die Verfassung des zweiten Kaiserreichs, die sich in dieser 



»«) H^lie, p. 85. 

^') Vgl. Duvergierde Üaaranne, Histoire du gouvernement par- 
lementaire en France. I. p. 109. 
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damerikanische zum Muster genommen hatte, "' 

Ministem das Sitzen im oorps Ugialatif. 
3lge dieser Bestimmung bat Napoleon III. 
indem er im Artikel 13 der Constitution ans- 
rt: „Les mtnütres ne dependent que du chef 
it i'e^onsablea que ckacun ea ce qui le concerni- 
veinement ; **) II n'y u. paint de soltdaritv entr-^ 

Napoleon sich selbst für den verantwort- 
beamten der französischen Nation erklärte, so 
b, dass er den Ministern keine selbständige 
ige Existenz zuerkennen wollte, 
iie Theorie von der absoluten Theilung der 
errschende ist, kann es zu keiner organischen 
ischen Ministeriam und Parlament kommen, 
nd and bleiben dann ^liebta Anderes, als die 
Itangsbeamten, die nur dem G-rad, aber nicht 

anderen Staatadienern unterschieden sind. Ihre 
/erantwortlichkeit, wenn sie auch in der Ver- 
rocben sein mag, bat wenig praktische Bedeu- 

durcb Staatsaaklage oder Bndgetverweigerung. 
len täglichen Verkehr der Kammern mit dem 
Kritik, die erwiedert, durch Inturpellationen, 
t, durch Ite Solutionen, dia beachtet werden 
Luptsächlioh die Verantwortlichkeit praktisch. 

Mitteln kann man nnr in den äussersten 
t nehmen. Ein ganzes, grosses Gebiet mini- 
egeln, sofern sie nur nicht in eine offenbar<r 

. f e r r i 6 r e , Cour» de droit ptiblic et adminlatrattf .^enit, 

»oniBcheD BestimmaDgen bezflgHch der Uiniater besitEen 
\n warme Vertheidiger, so Helle p, 1444, der Kllerdioes 

ertreter booBpartistisclier Ideen ist. Die bättttgen, der 
linistration and aamemtlicli den aasvärtigen Besiehnagen 
ervechael nnter der dritten Republik baben zu der Er- 
aberbanpt die Grundsätze der cnnstilntionellea Uonarchii^ 
iwendiiar seien, nnd ob ea nicht von überwiegendem Voi- 
iter auMsrhalb des parlamentarisuben Parleigetriebea zu 
erantwortllcbkeit des Prftaidentea ein geaBgendes Patliatii- 
cb der Tollziebeudea Gewalt gebe. Tgl. E. de Laveley», 
T^gime parlemtnioire. Berrtie de deux moiideit. 54p. 8^1 H. 
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Yerfassungs Verletzung übergehen, wird der parlamentarischen 
Controle entzogen, wenn man den Ministem die Anwesenheit 
in den Kammern erschwert oder verweigert. Das Cabinet 
braucht dann weder eine einheitliche Politik zu verfolgen, 
noch sich sonderlich um das Vertrauen der legislativen 
"Collegien zu kümmern. Nicht viel besseren Erfolg hat es, wenn 
man den Ministern zwar die Anwesenheit in den Kammern ge- 
stattet, ihnen jedoch die Mitgliedschaft bei denselben verbietet. 
Die äusserliche Scheidung beider Elemente des Staatsorganismus 
bringt nur zu leicht eine innere, unaufhebbare Spannung 
zwischen beiden hervor, und damit ist die stets drohende 
<jefahr mehr oder minder heftiger Conflicte gegeben, die der 
Stellung des einen oder anderen Factors schädlich werden, 
tind dadurch den Staat selbst in seinen Existenzbedingungen 
angreifen können. Zerreissung des an sich einheitlichen 
Staates und gegenseitige Feindschaft seiner Elemente, das 
sind die praktischen Resultate der Doctrin von der absoluten 
Theilung der Gewalten. 

Der Umschwung in der constitutionellen . Theorie des 
Continents, der zur Anerkennung des Ministeriums als eines 
organischen Bestandtheils des Verfassungsstaates führt, geht 
wieder in Frankreich vor sich und zwar ist es Benjamin 
Constant, der den Anstoss dazu giebt. Ein praktischer, 
von doktrinärer Voreingenommenheit freier Blick und zutreffen- 
dere Kenntniss englischer Staatseinrichtungen, als sie die, 
Sieyes' und Lanjuinais' besessen hatten, lässt ihn die 
Unhaltbarkeit der Lehre von der Gewaltentheilung erkennen 
in der Formulirung, die ihr Montesquieu gegeben hatte. 
"Wenn das Parlament wirklich die Controle über die Ver- 
waltung ausüben solle, dann müssen die Minister in ihrer 
Sphäre selbständig sein und ihre Politik vor den Kammern 
vertreten können. Wenn der Monarch seine Rathgeber aus 
den Reihen der Parlamentsmitglieder wählen könne, dann sei 
die Möglichkeit einer die Gegensätze ausgleichenden Ver- 
mittlung im Staatsleben gegeben. Einer der grössten Vorzüge 
der englischen Verfassung sei es, dass die Parlamentsmit- 
glieder dort Minister werden können. Die Opposition achte 
dort den Machtkreis der Regierung, weil sie jeden Augenblick 
in denselben eintreten könne; dieser Umstand conservire 
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nent und Executive in ihre Stellung. ^(Jeat un grmvl vice, 
tue constilvtlon, gue t^Stra placSe entre leg parties, di' manii-rc 
m ne /mtssi' arriver h Vantre qu'h travers la Constitution." *"> 

konstant sucht die Selbständigkeit dea Cabinets 
tisch durch die Behauptung zu begründen, dass nicht 
önig die executive Gewalt besitze, sondern das von ihm 
ite Ministerium. Neben die königliche Gewalt müsse 
ne eigene, selbständige, die ministerielle traten. Der 

habedaaGleichgewichtder Staatsgewalten, die Harmonie 
ben zu erhalten, seine Fnnctionen bestehen in der 
iung der neutralen oder vermittelnden Gewalt. Die 
er jedoch seien die Organe der Vollziehung, sie haben 
ilbständige Verordnungsrecht und geben der Verwaltung 
irective. 

inch diese Lehre ist mit den Fehlern behaftet, die nun 
l jedem Versuche, das Staatsleben von dem Standpunkte 
ewaltentheilung einrichten zu wollen, nothwendig inhä- 
Die innere organische Einheit sämmtlicher Staats- 
onen, die bei der ebenso nothwendigen Vertheilung der- 
an verschiedene Organe hergestellt sein muss, geht 

die äusserlich mechanische Theilung der Staatsthätig- 
in gegen einander selbständige Gewalten unaus- 
ch verloren. Der König, welcher erat auf einen 
conflict warten muss, um die Nothwendigkeit seines 
IS ■AH erkennen, hat mit dem cockon engraüsS ä trois 
la Napoleon's unverkennbare Aehnlichkeit. Indem die 
tive auaachliessHch dem Cabinet zugewiesen wird, erfährt 
inisterielle Macht eine Steigerung, welche nicht jedes 
mit denselben glücklichen Folgen ertragen kann, wie 
nd; nnd selbst dort ertönen von Zeit zu Zeit bittere 
n über ^w Kiicksichtslosigkeit der zu Parteizwecken 
auehten ministeriellen Allmacht. 

Trotz dieser Mängel hat die C ons t a nt'sche Theorif^ 
das unleugbare Verdienst, zuerst der continentalen 



"j Eequiase de. eonitHulivn in der vod Laltonlaye unter dem Titel 
e politique constitutionellc verousttilteteD SnainilaDg C ooa t ant'iiclier 
n t. I. p. 219. 
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VerfassungsentwickeluDg den Weg für die richtige constitu- 
tionelle Stellung der Minister gewiesen zu haben. Sie hat 
zunächst zur Folge, dass die französische Charte von 18l4 
ausdrücklich erklärt, dass die Minister Päirs oder Deputirte 
sein können, dass sie Zutritt zu den Kammerverhandlungen 
haben und auf Verlangen jedesmal gehört werden müssen. ^^) 
Damit ist das erstemal auf dem Festlande die Möglichkeit 
eines Cabinets, d. h. eines homogenen Ministerrathes gegeben, 
der zwischen Krone und Parlament vermittelt und durch die 
Verantwortlichkeit, die er beiden schuldet, gezwungen ist, 
seine Gewalt innerhalb der Grrenzen der Verfassung auszuüben. 

Kurze Zeit nach der Octroyirung der Charte zeigen sich 
die ersten Anfänge constitutionellen Lebens in Deutschland. 
Die Theorie der Gewaltentheilung wird zwar in einem gegen 
die constitutionelle Lehre der Franzosen gerichteten Artikel 
der Wiener Schlussacte für bundesrechtswidrig erklärt ^2); 
nichtsdestoweniger zeigen sich namentlich in den süddeutschen 
Verfassungsurkunden deutliche Spuren des französischen Ein- 
flusses. Das den Kammern eingeräumte Controlrecht ist 
zwar vielfach beschränkt und verklausulirt, die Bestimmungen 
über die Ministerverantwortlichkeit oft unklar und unvoll- 
kommen. Aber den Ministern ist überall grundsätzlich der 
Zutritt in die Kammern gestattet — ganz wie es die fran- 
zösische Verfassung vorschreibt. Allerdings aber dient die 
Anwesenheit der Minister in den deutschen Kammern zu dieser 
Zeit weniger der parlamentarischen Aufsicht über Politik und 
Verwaltung der Minister, als vielmehr der Controle, welche 
die Regierungen über die „Stände" ausüben, damit diese sich 
streng innerhalb des ihnen angewiesenen Wirkungskreises 
halten. 

Die französische Restauration war bald in die absolu- 
tistischen Tendenzen der Bourbonen zurückgefallen und die 



«^) Art. 54—56 HÄlie p. 880. 

°'^) Art. 57: „Da der deutsche Band, mit Ausnahme der freien Städte, 
ans souveränen Fürsten besteht, so muss dem hiedurch gegebenen Begriffe zu 
Folge, die gesammte Staatsgewalt in dem Oberhaapte de.s Staates vereinigt 
bleiben und der Souverän kann dnrch eine ] and ständische Yerfassong nur in 
der Ausübung bestimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden 
werden." 
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griffe K a r l's X, und seiner willigen Werkzeuge 
:en zu weitergehenden Forderungen bezügliclk der Ver-: 
gsgarantien und gaben den Anlass, die englisclie Cabinett;- 
in ihrem ganzen Umfange als Cotaequenz dea consti- 
ellen Staats gedankens hinzustellen. Von Neuem wurden 
imungen des englischen Staatsrechts aus ihrem organischen 
imenhange mit dem ganzen individuell bestimmten 
ichen Leben des englischen Volkes, namentlich seiner 
IL Selbstverwaltung herausgerissen und für die Vernunft- 
sen Prineipien des Staates erklärt. Im Januar 1830 
intin dem neugegründeten Oppositionsblatt „Xe Natlanal'^ 
rtikel aus der Feder Adolphe Thiers', der unter der 
irksamkeit Europa's die neue Lehre predigt. Während 
nstitutiouelle Theorie von 1789 lautete.- „ia nation veit, 
fa^," so stellte jetzt Thiers den Satz auf: „Le rot 
les minütres gouvernent, les chambre« jugent.'' Wenn die 
er ihre Pflicht schlecht erfüllen, so ergreifen der König 
lie Kammern die Initiative um das Cabinet zu stürzen, 
Ohambres offrent levr majorite comme liste des candi'dats." ^'■') 
io wenig die Lehre Thiers', welche dem König nur 
rmalen Hoheitsrechte zugestehen will, die Gesammtheit 
laterialen Fülle der Staatsgewalt jedoch in die Hand 
ibinets legt, einer eindringenden staatswissenschaftlichen 
ag Stand halten kann, so sehr sie an dem die individuelle 
■ eines jeden Staates verkennenden Doctrinarismus 
der den politischen Theorien der Franzosen von jeher 
tet, so ist ihr Einfluss dennoch ein ungeheurer gewesen, 
alirevolution verwirklieht das parlamentarische Regime- 
r Form, wie es Frankreich gedacht hatte und die 
mgen derselben erstrecken sich bis in das Jahr 1848, 
arüber hinaus. Unter dem Einflüsse dieser französischen 
entsteht die Verfassung Belgiens, die später anderen 
i^ielen Punkten als Vorbild gedient hat. Die Beschränkung 
[inistercandidaten auf Angehörige der Kammermajoritäten 
llerdings in keiner Verfassung einen geaetzHehen Aus- 
gefunden — das hatte nicht einmal der französische 
Itutionalismus gefordert; in dem absoluten Budgetver- 

■^) DavergUr de Hauranu« 1. c. t. X. p. 398. 
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■weigerungsreoht der Eammern wird aber denselben eine \ 
in die Hand gegeben, um missliebige Cabinete za stä 
Allüberall in der conatitulionellen Monarchie wird abei 
^Ministem der Zutritt in die Kammern gestattet, sei es 
Mitglieder, sei es um dieselben über die Absichten 
Begierung aufzuklären, um sich gegen parlamentar 
Kritik zu Tertheldigen oder auch, um die Kammern i 
Willen und Zwecken dienstbar zu machen. Alle mode 
Verfassungen verlangen als selbständiges Vollzugsorgan 
Staatsgewalt ein Ministerium, das vom Monarchen ern; 
diesem und dem Parlamente verantwortlich ist. 

So gleichartig aber auch heute die Verfassnngsbe 
mangen über das Ministerium lauten, ein so grosser Untersi 
besteht je nach der specifischen Natur eines jeden Staat 
dem concreten Verbältniss des Ministeriums zu den Eama 
ßeine parlamentarische Partei min isterien können sich 
dort regelmässig ablösen, wo es wenige, in sich geschlos. 
nicht auf Compromissen beruhende, regierungsfähige Par 
gibt. Einen bedeutenden Einfluss auf die factische Stel 
des Cabinets hat ferner der historische Typus des Sta 
Die europäischen Staaten zerfallen in zwei scharf gesonc 
Classen. Die einen sind nämlich durch die revolntioj 
Kräfte des erregten Nationalgefiihles in unserem Jahrhut 
erstanden oder neu erstanden. Hier beruht die Stellung 
Krone auf keinem alten Titel, sie verdankt vielmehr 
Existenz der aus vulkanischen Mächten herausgebor 
neuen Ordnung. Daher ist es naturgemäsa, dass in ihnen 
Einfluss der Volksvertretung ein sehr grosser ist und des 
besteht für die Krone in solchen Staaten ein gew 
moralischer Zwang, ihre Rathgeber aus der Kammermajo 
zu nehmen, Belgien, dessen Nationalcongress 1831 zi 
dem Lande eine Verfassung gab und dann erst auf Grund 
selben einen König berief, Italien, das durch Volksabatimi 
sich der savoyischen Dynastie unterwarf, bieten Beispiele 
Ländern, die nicht nur constitutionelle, sondern auch p 
mentariscbe Ministerien besitzen. Die anderen Staaten hing 
sind nicht Schöpfungen des nach Einheit oder Selbstäi 
keit dürstenden Nationalgeistes, sondern das Werk i 
Fürsten, die durch Jahrhunderte lange Herrschaft die Gesai 
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ihrem Scepter unterworfenen Länder zu Einem Staate 
t baben. In dieaen Staaten — ich moebte sie bistoriscbe 
Ansätze zu den jungen Nationalstaaten nennen — ist 
Krone, welcbe die Verfassung gewäbrt, welcbe aas 
acbt Vollkommenheit das Parlament geschaffen und mit 
. zustehenden Rechten ausgestattet bat. Daher nimmt 
der Schöpfer der Verfassung, in jeder Hinsiebt die 
inde Stellung im Staate ein, und sie behält sich daher 
i freie Wahl der Minister vor. Hier kann es daher 
rübergehend ein dem Parlament entnommenes Ministerium 
aber in der Regel kommt es nur zu constitutione 11 en, 

parlamentarischen Cabineten. *') Während in England 
I jungen Nationalstaaten des. Continents das Parlament 

das sich . seine Minister schafft, erzeugen in den 
ihen Staaten die Minister sich ihre Parlamente. Da 

keine grossen Parteien mit festem und dauerndem 
im, sondern nur durch wechselnde Interessen in 
n und kleineren Gruppen zusammengefasste Fractionen 
) wird es einem leitenden Staats manne mit einiger 
len G-eschicklichkeit nicht schwer, aus den parlamen- 
n G-ruppen sieb eine Majorität zu schaffen. Wenn in 
lamentariscben Staaten die Majorität sieh ihr Cabinet 
so ist in den historischen Staaten das Cabinet darauf 
esen, sieb seineMajorität hervorzubringen und zu erbalten. 

V. 
enn man die Entwickelungsgeschichte des Ministeriums 
kt, so drängt sich schliesslich die Frage auf: Ist die 
cbtliehe und politische Stellung, die es heute einnimmt, 

Der Gegensatz von ConatitutionaliRDiiis nnd Parlamentarismna, der 
ig zu den pulitiscben SchlagwoneD zählt, datirtvon der Zeit, damaa 
Iter d«r io den deutschen Staaten gemäas derBnndesBCie eiozatühren- 
ttändischen" VerfassnngeD diecatitte. In klare Formnlirting warde er 
tiracht von Stahl, StaataJehre, (2. Aofl.i §. 97 ff-, der (S. 35i) die 

Cabineta- und ParlameDtamajoritätaregierDng als „specielle £iu- 
1 des parlacoentari sehen Priuciiis" im Gegensätze nor „constitntio- 
■fassaag überhaapt" bezeichnet und (S. 341) das Jichwerge wicht der 
ischen (uonstitntionellen) Verfaeanng darin erblickt, ,.dass der Fürst 

Willtn der Stände gehorchen lunsa, dat'B er aber auch nicht so ge' 
Nichts nach dem Willen der StäDiJe za fragen." 
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für die Folgezeit gesichert oder lasäen sich bereits Anzeielien 
einer ferneren Umwandlung des Cabinets wahrnehmen? Und 
wenn dem so ist, welche Tendenz beherrscht diesen Um- 
wandlungsprocess ? 

Im Allgemeinen lässt sich behaupten, dass im constitu- 
tionellen Staate der Gegenwart das Cabinet ein Collegium 
mit principiell gleichberechtigten Mitgliedern bildet, wenn 
auch einem von ihnen ein höherer Rang oder eine leitende 
Rolle zukommen mag. In zwei Staaten von ganz verschiedenem 
Typus jedoch ist bereits mit dem Principe der CoUegialität 
gebrochen worden. 

Die strenge Parteidisciplin im englischen Parlamente hat 
zur nothwendigen Folge gehabt, dass die taktischen An- 
ordnungen immer von einem Einzigen ausgehen. Im Kriege 
sowohl als im politischen Parteikampfe ist die Vielherrschaft 
Uebel. Da nun der Führer der Parlamentsmajorität auch 
der Bildner des Cabinets ist, so hat er in diesem von Vorne- 
herein eine dominirende Stellung. Da die Cabinetspolitik 
in erster Linie als seine Politik gilt, so übt er kraft dieser 
concentrirten Verantwortlichkeit in allen wichtigen Fragen 
eine oft recht drückende Herrschaft über die andern Cabinets- 
mitglieder aus. Trotzdem die Stellung des Premiers dem 
Wortlaute der englischen Gesetze ebenso unbekannt ist, wie 
die des Cabinets überhaupt, so ist sie dennoch durch die Praxis 
der letzten hundert Jahre zu einer staatsrechtlichen Thatsache 
geworden. Der Premier ist der einzige Minister, der von der 
Krone frei gewählt wird, er schlägt die Ernennung und 
Entlassung der anderen Cabinetsmitglieder vor, d. h. er 
ernennt und entlässt sie de facto. Er überwacht die gesammte 
Staatsverwaltung," daher auch die Thätigkeit der andern 
Minister. Opposition gegen die von ihm verfolgte Politik 
gilt als hinlänglicher Grund, um einen Minister aus dem 
Amte zu entlassen. Sein Rücktritt oder Tod zersprengt 
sofort das ganze Cabinet, während die Mitglieder der Reihe 
nach wechseln können, wenn nur er bleibt. Daher spricht 
Todd mit vollem Rechte von der ^supremacy^ des Premier- 
ministers, ^ö) 

^°) II. p. 226. Vgl. daselbst p. 114 die inleressante Darstellung der 
GeHchichte des Premiers, ferner ober den Kreis seiner Befugnisse p. 214 ff. 
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'ch das Auftauchen neuer Parteien schwieriger 
Verhältnisse im Parlamente, die Zersetzung, von 
der ReformbiU die alten Parteien bedroht sind, 
stramme, vom Premier gehandhabte Disciplin im 

ao nothwendiger. Mit der Erschütterung der 
)n Stellung des Premiers vürde die Cabinets- 
sieb zusammenbrechen. Daher wird das Bestrehen, 
e, dem Cabinet zustehende G-ewalt im Premier 
-en nnd die anderen Minister zu Departements- 
Eudrilcken, wohl noch weitere Folgen für die 

des englischen Ministerrathes haben. 

1 England sich langsam auf dem Wege der 
vollzieht, ist in einem anderen Reiche bereits 
inngsmäsBigen Grundsatz erhoben worden. Das 
eich besitzt einen einzigen verantwortlichen 
1 Reichskanzler; alle übrigen Reichsverwaltung»- 
nd nach dem Ausdrucke Laban d's nur die 
Kanzlers "^) nnd ihre Vorstände sind seine Räthe, 
lirt und weder rechtlich noch politisch als Minister 
n. Der Process der Concentrirung der Vollzugs- 
die Signatur der Staatengeschichte seit der 
ildet, ist im deutschen Reiche zum völligen Ab- 
jhen. 

lalb Englands und des deutschen Reiches besteht 
chtlich das Princip der CoUegialität im Miniater- 
nicht nur in den beiden erwähnten Reichen wird 
agt, dass die Kunst des Regierens immer schwerer 
fortschreitende Macht neuer Parteien, die nicht 
I, verschiedene Ansichten über die Aufgaben des 
SU, sondern denen der Staat seibat problematisch 
•■ stets gespannten internationalen Beziehungen 
lU die Tendenz, das Coordinationsverhältniss der 
jin geringeres oder grösseres Subordinationsver- 
dem Cabinetachef zn geatalten, damit das ganze 
oUziehenden Grewalt von einem einzigen, in sich 
losen Willen beherrscht werden könne. Es wäre 

Itaatsrecbt drs denteclien Reiches. I, S. 304. 
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leicjit, au9 der Geschichte unserer Tage Be 
Richtigkeit dieses Satzes anzuführen. 

Politische Wünsche auszusprechen ist hie 
Amtes. Ich habe die historiache Entwickelung di 
bis zu dem Punkte geschildert, wo uns ein J 
Zukunft sich aufthat. Ob dieser erfreulich i 
darüber wird einst die G-eschichte kommend 
entscheiden haben. 
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